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An das deutſche Volk 


Der heutige Tag iſt ein Tag der Trauer. Zehn Jahre ſind verfloſſen, 
ſeit in Verſailles deutſche Friedensunterhändler gezwungen waren, ihre 
Anterſchrift unter eine Arkunde zu ſetzen, die für alle Freunde des Rechts 
und eines wahren Friedens eine bittere Enttäuſchung bedeutete. Zehn Jahre 
laſtet der Vertrag auf allen Schichten des deutſchen Volkes, auf Geiſtesleben 
und Wirtſchaft, auf dem Werk des Arbeiters und des Bauern. Es hat 
zäher und angeſtrengter Arbeit und einmütigen Zuſammenſtehens aller Teile 
des deutſchen Volkes bedurft, um wenigſtens die ſchwerſten Auswirkungen 
des Verſailler Vertrages abzuwenden, die unſer Vaterland in ſeinem Daſein 
bedrohten und das wirtſchaftliche Gedeihen ganz Europas in Frage ſtellten. 

Deutſchland hat den Vertrag unterzeichnet, ohne damit anzuerkennen, 
daß das deutſche Volk der Arheber des Krieges ſei. Dieſer Vorwurf läßt 
unſer Volk nicht zur Ruhe kommen und ſtört das Vertrauen unter den 
Nationen. Wir wiſſen uns eins mit allen Deutſchen in der Zurückweiſung 
der Behauptung der alleinigen Schuld Deutſchlands am Kriege und in der 
feſten Zuverſicht, daß dem Gedanken eines wahren Friedens, der nicht auf 
Diktaten, ſondern nur auf der übereinſtimmenden und ehrlichen Überzeugung 
freier und gleichberechtigter Völker beruhen kann, die Zukunft gehört. 

Berlin, den 28. Juni 1929. ' 


Der Reichspräſident 
gez. v. Hindenburg 


Die Reichsregierung 
gez. Müller 
gez. Streſemann, gez. Groener, gez. Curtius, gez. Dr. Wirth, 
gez. Dr. Schätzel, gez. Wiſſell, gez. Dr. Hilferding, gez. Severing, 
gez. Dietrich, gez. v. Guérard, gez. Dr. h. c. Stegerwald. 
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Grundzüge des Joungplans 


im Vergleich zum Dawes⸗ Plan. 
Don Dr. G. E. Heinecke. 


Die Veröffentlichung des Ergebniſſes der Pariſer Sachverſtän⸗ 
digenkonferenz hat in Deutſchland ſehr geteilte Aufnahme gefunden. 
Es iſt mit Kecht darauf hingewieſen worden, eine wie große Laſt 
der neue Plan im Falle der Annahme für Deutſchland darſtellen 
würde; auf der andern Seite iſt aber auch nicht verkannt worden, 
daß der neue Plan gegenüber dem Dawes⸗Plan verſchiedene Vor⸗ 
teile bringt, die nicht gering zu bewerten ſind. — In der vorigen 
Nummer des „Heimatdienſt“ hat PURT a. D. Dr. Auguſt 
Müller bereits den weſentlichen Inhalt des Voung⸗Planes, ins- 
beſondere auch den neuen Fahlungsplan ſelbſt, eingehend dargeſtellt. 
In Ergänzung dieſer Darſtellung foll in folgendem ein ſyſtemati⸗ 
ſcher Überblick über die wichtigſten Einzelheiten der neue Regelung 
im Vergleich zum Dawes⸗Plan gegeben werden. 

Im Noung-Plan wird an mehreren Stellen ausdrücklich an 
die Arbeit des Dawes⸗Ausſchuſſes von 1924 angeknüpft. Es wird 
insbeſondere geſagt, daß die Sachverſtändigen in Paris ebenſo wie 
ihre Vorgänger feſtſtellen mußten, daß politiſche Faktoren not=- 
wendigerweiſe gewiſſe Grenzen ſetzten, innerhalb deren die Löſung 
gefunden werden mußte, wenn die Annahme ihrer Dorfchläge ſicher 
ſein ſollte, und daß ſie daher ihre Entſchließungen nicht nur auf 
wirtſchaftliche, ſondern in gewiſſem Umfange auch auf politiſche Er⸗ 
wägungen gründen mußten. In übereinſtimmung mit den Dawes⸗ 
Sachverſtändigen betrachten auch die Voung⸗Sachverſtändigen ihren 
Bericht als ein „unteilbares Ganzes“. Nach ihrer Meinung ſei ein 
Erfolg nicht möglich, wenn man fich von den Dorfchlägen einzelne, 
beſtimmte herausſuche und annähme, die übrigen aber verwerfe. 

Abgeſehen von der betonten Kontinuität und der Überein- 
ee in bezug auf die Geſamteinſtellung, weiſen beide Pläne 
ehr erhebliche Unterſchiede auf. Für faſt alle weſentlichen Be⸗ 
ſtimmungen des Dawes⸗Plans wird eine Anderung oder ein Erſatz 
durch neue Beſtimmungen vorgeſchlagen. Dies gilt ſowohl von der 
Sahlungsperiode wie von der Fahlungshöhe, von den Zahlungs- 
quellen wie von dem Fahlungsſyſtem, von den Kontrollorganen wie 
von den Sicherheiten des Dawes⸗Planes — in allen dieſen Punkten 
ſind Abänderungsvorſchläge gemacht worden, und der neue Plan 
enthält überdies eine Reihe ſehr wichtiger ganz neuer Empfeh⸗ 
lungen, die für die Erkenntnis ihrer Tragweite eines eingehenden 
Studiums bedürfen. 

1. Was zunächſt die Fahlungsperio de und die Fah ⸗ 
lungshöhe betrifft, fo ift ſchon in dem Aufſatz von Staats- 
ſekretär Müller der konkrete Inhalt des neuen Planes dargelegt 
Der Zahlungsplan ſtellt eine ſtarke Belaſtung nicht nur 
der lebenden, ſondern noch der kommenden Generation dar. Der 
Dawes-Plan fah nur für die Eifenbahnlaft und die Induſtrielaſt 
eine feſte Begrenzung, nämlich auf 57 Jahre, vor. Bezüglich der 
Zahlungen aus dem Keichshaushalt war die Frage der Dauer offen- 
gelaſſen. Der teilweiſe vertretene Standpunkt, daß auch die Haus- 


haltszahlungen nach 37 Jahren aufhörten, war ftar? umſtritten. 


Gegenüber dieſer Unficherheit ſieht der Houng⸗Plan für alle Leiſtun⸗ 
gen ein an einem beſtimmten Zeitpunkt endendes Schema vor. Im 
Dawes-Plan beſtand auch eine Unficherheit in bezug auf die je- 
weilige Summe der Annuität infolge des Wohlſtandsindexes. Dieſer 
Wohlſtandsindex ift im Voung⸗Plan gefallen, und infolgedeſſen 
ſind jedenfalls alle Annuitäten klar nach oben begrenzt. Während 
die Durchſchnitts⸗Annuität des Dawes⸗Planes ohne Wohlſtands⸗ 
index, aber einſchließlich Dawes⸗Anleihe, 2500 Millionen beträgt, 
beläuft fie fih beim Noung-Plan für die erſten 57 Jahre auf 1989 
Millionen ohne die Dawes⸗Anleihe und rund 2050 Millionen mit 
Dawes⸗ Anleihe. Im Gegenſatz zum Dawes⸗Plan hat der Noung: 
Plan in die Berechnung der deutſchen Reparationsverpflichtungen 
ausdrücklich die Verpflichtungen der Reparationsgläubiger gegen- 
über den Vereinigten Staaten von Amerika hineingezogen. Daraus 
iſt die an ſich unerträglich anmutende Ausdehnung des Zahlungs- 
planes von 37 auf 59 Jahre entſtanden; für die letzten 22 Jahre 
find Beträge angeſetzt worden, die den jeweils fälligen Kriegs- 
ſchuldenzahlungen der Alliierten an Amerika entſprechen. Für 
diefe Zahlungen der letzten 22 Jahre iſt bei der Unbeſtimmtheit 
der Dauer der Dawes⸗Plan-Fahlungen ein wirklicher Vergleich nicht 
URT ar e ergibt fih aus dem neuen Sahlungsfchema insbe- 
fondere für die erſten 10 Jahre eine im Vergleich zur Normal-Annuität 
des Dawes⸗Planes beträchtliche Verminderung der Jahresleiſtungen, 
ſchwankend zwiſchen rund 700 und 400 Millionen Reichsmark jährlich. 
2. Der Dawes-Plan fah vier Fahlungs quellen vor: 

Induſtrie- Obligationen, 

Reichsbahn⸗ Obligationen, 

Beförderungsſteuer und 

Re ichshaushaltsleiſtung. 

Demgegenüber ſieht der Voung⸗Plan nur zwei Zahlungs» 

quellen vor, und zwar erſtens die Deutſche Reichsbahn-Geſellſchaft 
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(in der bisherigen Höhe von 660 Millionen jährlich für 37 Jahre) 
und zweitens den Neichshaushalt (für den Reſt der Annuität, und 
für die ganze Annuität vom 38. bis 59. Jahre). Die Induſtrie⸗ 
belaſtung aus dem Dawes⸗Plan und die Reparationsbelaſtung der 
Verkehrsſteuer fallen dementſprechend als Reparationsquellen fort. 


5. Eine außerordentlich bedeutſame Anderung ſieht der neue 
Plan in bezug auf das Transfer⸗Schutzſyſtem wie über⸗ 
haupt in bezug auf das ganze Sahlungsſyſtem vor. Nach 
dem Dawes-Plan war Deutſchlands Verpflichtung mit der inneren 
Aufbringung der Reichsmarkbeträge und der Einzahlung auf das 
Konto des Generalagenten grundſätzlich erfüllt. Der Transfer der 
Reparationszahlungen, d. h. die Übertragung in fremde Währung, 
war nicht Deutſchlands Aufgabe, ſondern Aufgabe des General- 
agenten und des Transferkomitees. Unter dem Noung⸗Plan erhält 
Deutſchland dagegen die außerordentlich ſchwerwiegende Verpflich⸗ 
tung, unter eigener Derantwortlichteit den Transfer vorzunehmen. 
Wenn man auch im einzelnen, insbeſondere im Hinblick auf den 
deutſchen Kredit, dieſe grundſätzliche Anderung des Zahlungs- 
ſyſtems ſehr verſchieden beurteilen kann, ſo muß doch betont werden, 
daß hier der heikelſte Punkt der neuen Regelung liegt. Unter 
den gegebenen deutſchen Wirtſchaftsverhältniſſen ſtellt eine Transfer⸗ 
verpflichtung in der Größenordnung des neuen Plans ein enormes 
Riſiko dar, deffen Schwere nur notdürftig durch die neuen Schutz⸗ 
beſtimmungen gemildert wird. Der Dawes⸗Plan beſtimmte, daß 
durch die Transferierung ſeitens des Generalagenten die deutſche 
Währung nicht in Gefahr gebracht werden dürfte, gegebenenfalls 
müßte die Transferierung eingeſtellt werden, und, falls 5 Milliarden 
untransferierbarer Reichsmarkbeträge aufgelaufen ſein würden, 
hätte zu einem gewiſſen Teil auch die innere Aufbringung geſtoppt 
werden können. Der Noung-Plan gibt demgegenüber Deutſchland 
das Recht, aus eigener Initiative den Transfer eines beſtimmten 
Teiles der Annuität aufzuſchieben, und zwar um bis zu zwei 
Jahren. Unter gewiſſen Bedingungen kann im Anſchluß daran auch 
ein Teil der Reichsmarkzahlung aufgeſchoben werden. In beiden 
Fällen handelt es fih nur um ein Aufſchu brecht, d. h., wenn 
nicht etwa eine neue Regelung platzgreift, müſſen die Beträge nach⸗ 
transferiert und nachgezahlt werden. Neben dem geſchützten Teil 
der Annuität ſieht der neue Plan im Gegenſatz zum Dawes⸗Plan 
auch einen gm ungeſchützten Teil vor, der ſich auf jährlich 660 
Millionen Mark beziffert (auf welchen Betrag die jeweils für den 
Dienſt der Dawes⸗Anleihe von 1924 benötigten Summen — zwanzig 
Jahre lang 89 bis 69 Millionen jährlich — angerechnet werden). 
Dieſer ungeſchützte Teil würde, im Falle der Annahme des neuen 
Plans, eine abſolute Verbindlichkeit Deutſchlands darſtellen, der es 
ſich — nach erfolgter und im Plan vorgeſehener Mobiliſierung — 
unter keinen Umſtänden mehr entziehen könnte. 


4. Da im Voung⸗Plan im Gegenſatz zum Dawes⸗Plan die Der- 
antwortung auch für den Transfer vollſtändig Deutſchland zugeſcho⸗ 
ben worden iſt, iſt es nur eine ſelbſtverſtändliche Folge, daß auch 
für das Kontrollſyſtem des Dawes-Planes eine weſentliche 
Veränderung empfohlen wird. Unter dem Dawes⸗Plan beſtand ein 
verzweigtes ausländiſches Kontrollſpſtem mit dem Sitz in Deutſch⸗ 
land (u. a. der Generalagent für die Reparationszahlungen, die 
Kommiſſare für die Reichsbahn, die Reichsbank und die verpfän⸗ 
deten Einnahmen, die Treuhänder für die Induſtrieobligationen und 
die Reichsbahnobligationen, ferner das Transferkomitee, die aus⸗ 
ländiſchen Mitglieder im Generalrat der Reichsbank und Der- 
waltungsrat der Reichsbahn). Alle dieſe Kontrollen werden durch 
den Moung-Plan abgeſchafft, und fie werden erſetzt durch ein ein- 
ziges, und zwar im Ausland befindliches Treuhänderorgan, nämlich 
die neuzugründende „Bank für Internationale Zahlungen“, auf die 
alle Überwachungs- und Treuhänderfunktionen, ſoweit fie bei dem 
Weſen des neuen Planes überhaupt beſtehen bleiben, übergehen. 
Was die unter dem Dawes⸗Plan beſtehenden Pfänder anbetrifft, jo 
wird, entſprechend der Anderung in den Reparationsquellen (ſiehe 
oben unter 2), die Induſtrie und die Beförderungsſteuer frei. Bei der 
Reichsbahn fällt ebenfalls die bisherige hypothefarifche Belaſtung 
fort. Sie wird erſetzt durch eine Verpflichtung für die Reichsbahn, 
57 Jahre lang eine direkte Steuer im Geſamtbetrag von 660 Mil- 
lionen Mark zu entrichten. Dieſer Betrag wird zwar nicht mehr 
hypothekariſch ſichergeſtellt, aber die deutſche Regierung muß ihn 
wie bisher gewährleiſten. Die Verpfändung beſtimmter Reihs- 
einnahmen (aus Söllen, Alkohol, Tabak, Bier und Zucker) bleibt 
auch unter dem neuen Plan beſtehen, doch ſoll dieſe Verpfändung 
nur ein Pfandrecht negativer Art darſtellen. Die verpfändeten Ein⸗ 
nahmen müſſen ein Geſamtaufkommen von wenigſtens 150 v. Ñ. 
der höchſten von Deutſchland auf Grund des Voung⸗Planes zu ent⸗ 
richtenden Zaushaltszahlungen, d. h. etwa 2,7 Milliarden, auſweiſen. 


Der Heimatdienſt 
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5. Aus der Fülle der ſonſtigen Vergleichspunkte iſt ſchließlich 
noch folgendes hervorzuheben: i , 
az) Die ganzen Zahlungen im Noung-Plan find nicht wie 
im Dawes-Plan auf Goldmark, ſondern auf Reichsmark abgeftellt 
worden. Die deutſche Regierung muß ſich dafür verpflichten, daß 
die Reichsmark in Gold oder Deviſen einlösbar iſt und bleibt. 

b) Ebenſo wie der Dawes-Plan vorjah, daß die Annuitäten 
alle Verpflichtungen, die aus dem Kriege entſtanden find, Argl i 
jolien, fo follen auch die Voung⸗Annuitäten als eine endgültige Er- 
füllung aller noch unbeglichen gebliebenen Verpflichtungen Deutſch⸗ 
lands angenommen werden. Eine Ausnahme iſt allerdings für die 
Koften der Kommiſſionen und die laufenden Beſatzungsausgaben 
gemacht worden. b 

c) Durch die Dawes-Plan-Regelung ift der frühere Londoner 
. von 1921, der eine Verpflichtung Deutſchlands in 

öhe von 152 Milliarden vorfah, nicht außer Kraft geſetzt worden, 
durch die Moung-Regelung foll dies aber geſchehen. 

d) Die Grundſätze des Dawes⸗Planes in bezug auf die Sach ⸗ 
lieferungen follen nur für einen begrenzten Zeitraum auf⸗ 
techterhalten bleiben und auf abfallende jährliche Höchſtbeträge für 
10 Jahre begrenzt werden. Die Recovery Acts für Frankreich und 
Großbritannien bleiben bedauerlicherweiſe für dieſe 10 Jahre mit 
der Maßgabe beſtehen, daß durch ſie von Großbritannien bis zu 
25,05 v. Z. und von Frankreich bis zu 4,95 v. 5. des Geſamt⸗ 
betrages der Sachlieferungen in Anſpruch genommen werden dürfen. 

e) Im Gegenſatz zu dem Syſtem unter dem Dawes-Plan emp⸗ 
fiehlt der Noung- lusſchuß den Regierungen, von ihrem Beſchlag⸗ 
nahme⸗ und Liquidierungsrecht gegenüber deutſchen Gütern, Rechten 
und Intereſſen nicht mehr Gebrauch zu machen. 

t) Der neue Plan enthält im Gegenſatz zum Dawes-Plan einen 
Hinweis auf die Notwendigkeit, von allen einſeitigen wirtſchaft⸗ 
lichen Diskriminierungen Deutſchlands abzuſehen. 

g) Sür die Verpflichtungen in den letzten 22 Jahren ſoll eine 
neue Quelle vorgeſehen werden, nämlich ein Teil der von der neuen 
Bank zu erzielenden Gewinne. Auch enthält der Doung-Plan eine 
Empfehlung, daß, im Falle einer Abänderung der Kriegsſchuldver⸗ 
pflichtungen der Reparations-Gläubiger an Amerika, eine Dermin- 
derung der deutſchen Annuität eintreten ſoll. 

h) Die ſchon erwähnte Bank für Internationale 
Zahlungen iſt ein vollſtändiges Novum gegenüber dem Dawes⸗ 


Plan. Ein Teil ihrer Aufgaben entſpricht aber den Funktionen, die 
bisher die Kontrollorgane auszuüben hatten (3. B. Funktion des 
Treuhänders, an den Deutſchland die Reparationszahlungen zu 
leiſten hat, und von dem die Verteilung an die zuſtändigen Emp⸗ 
fänger durchzuführen ift, ferner auch die Überwachung und Hand- 
habung der Sachlieferungen). Dagegen handelt es ſich u. a. bei fol⸗ 
genden Punkten um neue Aufgaben: 


Ausgleichung und Überwachung der verſchiedenen Maßnahmen 
in bezug auf die Mobiliſierung; Einberufung eines neu zu bilden⸗ 
den „Beratenden Sonderausſchuſſes“, der bei einer Aufſchuberklärung— 
für den aufſchiebbaren Teil der Annuität ſich über die jeweils not⸗ 
wendigen Maßnahmen äußern ſoll; Finanzierung von Unterneh⸗ 
mungen, die man wahrſcheinlich per mit den gewöhnlichen vor- 
handenen Finanzierungsmöglichkeiten nicht in Angriff nehmen 
würde. (Geſichtspunkt: Vermehrung des Welthandels, da die deut⸗ 
ſche Reparationsfähigkeit von einer Ausdehnung des deutſchen 
Ausfuhrhandels abhängt.) 


Schließlich iſt noch vergleichend feſtzuſtellen, daß der Dawes⸗ 
Plan nur als vorläufige Löſung gedacht war und ſein Charakter 
als „Probe durch Erfahrung“ insbeſondere durch den Einbau des 
Transferſchutzes verkörpert wurde. Der NDoung-Plan bezeichnet 
ſich zwar als eine „vollſtändige Regelung des Reparationsproblems“, 
aber auch er läßt eine Reviſions möglichkeit zu (die 
Begrenzung nach oben iſt aber jedenfalls endgültig). Neben der 
obenerwähnten allgemeinen politiſchen Klaufel und dem Transfer- 
aufſchubrecht in Verbindung mit dem Fahlungsaufſchubrecht 
enthält der Voung⸗Plan im Rahmen des neuen Schutzſpſtems fol- 
gende neue und außerordentlich wichtige Beſtimmung: Wenn zu 
irgendwelcher Zeit die deutſche Regierung erklärt, fie fei im guten 
Glauben zu dem Schluß gekommen, daß die Währung und die Wirt⸗ 
ſchaftslage Deutſchlands durch den teilweiſen oder vollſtändigen 
Transfer des aufſchiebbaren Teils der Annuität ernſtlich in Gefahr 
gebracht werden könnte, dann ſoll der obenerwähnte „Beratende 
Sonderausſchuß“ einberufen werden und in eine gründliche Prüfung 
der Lage Deutſchlands hinſichtlich der unter dem Voung⸗Plan ihm 
obliegenden Verpflichtungen eintreten. Er foll ferner den Gläubiger- 
regierungen und der Bank zur Erwägung unterbreiten, welche Maß⸗ 
nahmen nach feiner Anſicht hinfichtlich der Anwendung des gegen- 
wärtigen Planes ergriffen werden ſollten. 


Gtaaiſiche Exportförderung. 


Don Miniſterialdirektor Dr. Poſſe. 


In der Nachkriegszeit iſt es von Anfang an ein Hauptziel der 
deutſchen Wirtſchaft geweſen, durch Wiedereroberung der verlorenen 
Abſatzgebiete im Ausland der deutſchen Ausfuhr ihre frühere Be⸗ 
deutung im Rahmen der Weltwirtſchaft erneut zu verſchaffen. Dieſes 
Streben iſt um ſo berechtigter, als die Erhöhung der Ausfuhr eins 
der wirkſamſten Mittel zur Behebung der Notlage darſtellt, in der 
ſich die deutſche Wirtſchaft gegenwärtig befindet. Wenn auch die 
Steigerung der Ausfuhr in erſter Linie Sache der Privatwirtſchaft 
iſt, ſo hat doch auch der Staat die Möglichkeit und die Aufgabe, 
durch geeignete Maßnahmen die Ausfuhr anzuregen und zu fördern. 
Gerade auf dieſe ſtaatliche Exportförderung hat ſich in letzter Zeit 
das öffentliche Intereſſe beſonders gerichtet; bezeichnend dafür iſt 
die Tatſache, daß ſowohl der Reichsverband der Deutſchen Induſtrie 
wie auch der Deutfche Induſtrie- und Handelstag unlängſt ein- 
gehende Denkſchriften über Exportförderung veröffentlicht haben. 

Als wichtigſtes Tätigkeitsgebiet der ſtaatlichen Mitwirkung bei 
den Beſtrebungen zur Steigerung der Ausfuhr iſt neben der Ge⸗ 
währung von Exportkrediten das amtliche wirtſchaftliche Nah- 
richten- und Auskunftsweſen zu nennen. Die Exportkredit⸗ 
gewährung, die wegen der beſchränkten finanziellen Mittel des 

eichs nur in verhältnismäßig geringem Umfange ausgeübt werden 
kann, iſt keine ſpezifiſch ſtaatliche Tätigkeit und wird auch von 
privaten Verſicherungsgeſellſchaften in den gleichen Formen be- 
trieben. Bei dem amtlichen Nachrichtenweſen dagegen benutzt das 
Reich den umfaſſenden Apparat feiner Auslandsvertretungen zur 
Sammlung wirtſchaftlicher Nachrichten, die für die inländiſche Wirt⸗ 
ſchaft wichtig und oft geradezu von ausſchlaggebender Bedeutung 
für die Ausfuhrmöglichkeit ſind. Eine fortlaufende Berichterſtattung 
über wirtſchaftliche Vorgänge im Auslande ift beſonders für alle die 
inländiſchen Wirtſchaftsorganiſationen unentbehrlich, die Auskünfte 
und Ratſchläge für das Ausfuhrgeſchäft zu erteilen haben (In⸗ 
duftriee und Handelskammern, Reichsnachrichtenſtellen, Spitzen 
und Fachverbände). Aber auch für die großen Exportfirmen mit 
eigenen Auslandsorganiſationen bedeutet die amtliche Bericht⸗ 
erſtattung eine weſentliche Unterſtützung gegen die zunehmenden 
Schwierigkeiten beim Abſatz deutſcher Waren im Auslande. 

Der Mittelpunkt des amtlichen Nachrichtenweſens ift die 
Fentralſtelle für den wirtſchaftlichen Auslandsnachrichtendienſt 
(F. w. A.) in Berlin, die dem Auswärtigen Amt und dem Reihs- 
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wirtſchaftsminiſterium unterſteht und von Beamten beider Be- 
hörden geleitet wird. Sie erhält und verwertet das geſamte wirt⸗ 
ſchaftliche Nachrichtenmaterial, das von den auswärtigen Der- 
tretungen eingeht, und regt ihrerfeits die Vertretungen zur Bericht- 
erſtattung über aktuelle Fragen entſprechend den von der Wirtſchaft 
geäußerten Wünſchen an. Zur Veröffentlichung geeignete Nach⸗ 
richten, beſonders Follnachrichten, werden in der Induſtrie⸗ und 
Handelszeitung, die Eigentum der Regierung iſt, zum Abdruck ge⸗ 
bracht; Handelsverträge und amtliche Vorſchriften des Auslandes 
auf dem Gebiete des Außenhandels werden außerdem im Deutſchen 
Bandels⸗Archiv veröffentlicht. Vertrauliche Berichte und ſolche, die 
ſich ihres Umfanges wegen nicht zum Abdruck eignen, werden von 
der Sentralſtelle vervielfältigt und unmittelbar an die in Betracht 
kommenden Behörden und Wirtſchaftsorganiſationen weitergeleitet. 
Außerdem gehen ſämtliche Nachrichten zur archivmäßigen Der- 
arbeitung an den Deutſchen Wirtſchaftsdienſt G. m. b. G. Für Aus- 
künfte über Joll- und Steuerfragen ſowie über die ſonſtige aus- 
ländiſche Handelsgeſetzgebung ift ſchließlich das Follbüro des 
Keichswirtſchaftsminiſteriums zuſtändig; von ihm wird auch das 
Deutſche Fandels⸗Archiv herausgegeben. 
Das vorfteheiie geſchilderte Syſtem des. Nachrichtenweſens hat 
im allgemeinen die volle Füſtimmung der beteiligten Wirtſchafts⸗ 
kreiſe gefunden; trotzdem fehlt es nicht an Derbeſſerungs⸗ und Ub- 
änderungsvorſchlägen. In erſter Linie gehen die Minfche für 
künftige Anderungen in der Richtung einer Entwicklung und Dei: 
tiefung des Nachrichtendienſtes bei den auswärtigen Vertretungen. 
Wenn die Berichterſtattung noch nicht in jeder Binfiht den Un- 
forderüngen der Wirtſchaft entſpricht, ſo darf nicht überſehen 
werden, daß die Auslandsbehörden gegenüber der Vorkriegszeit 
t f den Nachrichtendienſt ausgeworfenen 
Mittel keineswegs reichhaltig ſind. Es muß daher angeſtrebt werden, 
ſoweit es im Rahmen der Reichsfinanzen möglich ift, die Zahl der 
auswärtigen Vertretungen, beſonders der Konſulate, wieder zu ver- 
größern und die Mittel für den Nachrichtendienſt zu erhöhen. 
Binſichtlich des Umfangs der Berichterſtattung ift daran feft- 
zuhalten, daß eine zu weitgehende Vertiefung in Spezialfragen ver- 
mieden und auch nicht etwa einzelne Geſchäfte vorbereitet werden. 
Andererſeits iſt die Anregung der Berichterſtattung durch Anfragen 
aus der Heimat geboten und eine enge Fühlungnahme zwiſchen den 
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Behörden im Inland und Ausland und der Privatwirtſchaft un- 
bedingt notwendig. Dabei muß immer die rationelle Handhabung 
des Auskunftsdienſtes gewahrt bleiben: Anfragen an die aus⸗ 
wärtigen Vertretungen dürfen erſt ergehen, wenn feſtſteht, daß das 
verlangte Material nicht ſchon auf Grund früherer Mitteilungen 
im Inlande vorliegt. 


Auf perſönlichem Gebiet iſt die Notwendigkeit einer verſtärkten 
wirtſchaftlichen Ausbildung der mit der Berichterſtattung betrauten 
Beamten allgemein anerkannt. Wünſchenswert iſt es auch mit Rüd- 
ſicht auf die ſte e Veränderung des wirtſchaftlichen Lebens und den 
oft raſchen Wed fel der Erſcheinungsformen auf wichtigen Gebieten 
der Auslandswirtſchaft, daß die Berichterſtattung ſchnell erfolgt, 
und daß andererſeits die Beamten möglichſt lange in ihrem Wir⸗ 
kungskreis bleiben, um fih mit den wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
wirklich vertraut machen zu können. Die Verbindung zwiſchen Aus⸗ 
landsbehörden und Inlandswirtſchaft muß noch mehr als bisher 


durch Beſuchsreiſen der auswärtigen Berichterſtatter in die Heimat 
gefördert werden. 

Im Inland iſt der größte Nachdruck auf die ſchnelle Der- 
breitung der eingehenden Nachrichten zu legen und daneben der 
Ausbau des Deutſchen Wirtſchaftsdienſtes zur Zentralauskunftsſtelle 
über alle wichtigen Vorgänge auf dem Gebiet der Auslandswirt⸗ 
ſchaft fortzuſetzen. Beides wird wiederum nur mit weſentlich er⸗ 
höhten Mitteln zu erreichen ſein. N 

Sum Schluß fei noch eines anderen Exportförderungsmittels 
gedacht, bei deffen Anwendung der Staat ebenfalls helfend eingreifen 
kann: der Propaganda, Nicht nur die reine Wirtſchaftspropaganda, 
wie ſie von manchen andern Staaten in vorbildlicher Weiſe aus⸗ 
geübt wird, ſondern auch die Kulturpropaganda kann einen erheb- 
lichen Einfluß auf wirtſchaftlichem Gebiet gewinnen. weitgehende 
Unterſtützung durch ſtaatliche Gelder wird ſich hier ebenſo wie auf 
dem ganzen Gebiet der Exportförderung durch moraliſche und wirt⸗ 
ſchaftliche Gewinne reichlich bezahlt machen. 


Ein Standardwerk über die Kriegsurſachen. 


Von Dr. Karl Schwendemann. 


Gegen Ende des letzten Jahres iſt in Neupork bei Macmillan 
& Co., das ſeit langem angekündigte und erwartete Werk des Pro⸗ 
feſſors am Smith College, Sidney B. fay, über die Uriegsurſachen 
unter dem Titel „The Origins of the world war“, zwei Bände, er⸗ 
ſchienen. Da das Erſcheinen des Werkes nun ſchon ein gutes halbes 
Jahr zurückliegt, läßt ſich überſehen, welche Aufnahme es ſowohl bei 
der zünftigen hiſtoriſchen Kritik wie bei der Publiziſtik gefunden 
hat, und welche Wirkungen für die Weiterentwicklung der Kriegs- 
ſchuldfrage von ihm ausgeht bzw. zu erwarten iſt. Faßt man zu⸗ 
nächſt die Wirkung des Werkes in Amerika ins Auge, ſo ergibt ſich, 
daß ſie ganz außerordentlich genannt werden muß. Die Preſſe und 
die Feitſchriften des ganzen Landes haben fih ausführlich mit Fays 
Werk beſchäftigt. Sie waren ganz allgemein auf den Ton der An⸗ 
erkennung, ja des höchſten Lobes geſtimmt. Immer wieder wurde 
der Gedanke zum Ausdruck gebracht, daß dieſes Werk das Standard⸗ 
werk über die Kriegsurſachen ſei, daß die Forſchungsergebniſſe Fays 
von nun an als die Meinung Amerikas über die Kriegsurſachen 
gelten können und daß es einem Amerikaner gelungen ſei, das un⸗ 
geheuer umfangreiche wiſſenſchaftliche Material zu klaren, überall 
begründeten Ergebniſſen zu geſtalten. Auch die Kritik in England 
hat ſich ähnlich geäußert. Einer der beiden Herausgeber der offi⸗ 
ziellen engliſchen Aktenpublikation zur Vorgeſchichte des Krieges, 
G. P. Gooch, hat in einer ausführlichen Beſprechung, die ſogar in 
Japan abgedruckt wurde, den Geiſt hoher Wiſſenſchaftlichkeit und 
vollſter Objektivität hervorgehoben, mit dem Fay die Wahrheit er- 
forſcht habe. „Profeſſor Fay ſteht über den Parteien und fein 
meiſterhaftes Werk darf ſowohl Spezialiſten wie dem Durchſchnitts⸗ 
leſer als die befte von den vielen Darſtellungen der Kriegsurſachen 
empfohlen werden.“ Das Gewicht einer ſolchen Empfehlung aus 
ſolchem Munde muß hoch eingeſchätzt werden. 

Wenn Goodi das Buch ebenſo der Aufmerkſamkeit der fad- 
verſtändigen Hiſtoriker wie der aller intereſſierter Leſer empfiehlt, 
ſo liegt darin noch eine beſondere Anerkennung, auf die ausdrücklich 
hingewieſen werden muß, da fie etwas Weſentliches- über das Werk 
ausſagt. Der amerikaniſche Profeſſor Fay hat ein intereſſant 
geſchriebenes, klares und leicht verſtändliches Werk zuſtande ge⸗ 
bracht, deſſen Lektüre, trotzdem es ſich um zwei Bände mit über 
elfhundert Seiten handelt, und trotzdem der Derfafjer überall die 
Quellen genau zitiert, nicht ermüdet, ſondern den Leſer in dauernder 
Spannung erhält. Trotz ſeines großen Umfangs iſt Fays Buch 
deshalb auch geeignet, eine weitere Verbreitung zu finden und der 
Wahrheit über die Kriegsurſachen allenthalben zum Durchbruch zu 
verhelfen. Überſetzungen in fremde Sprachen werden nicht lange 
auf ſich warten laſſen, und die Dorbereitungen zu einer deutſchen 
find, wie man hört, im Gange. 

Die anerkannte Gbjektivität aud hervorragende wiſſenſchaftliche 


Befähigung Favs, der zum erſten Male mit bemerkenswerten 


Studien per die Vorgeſchichte des Weltkrieges in amerikaniſchen 
Zeitfchriften in den Jahren unmittelbar nach dem Kriege hervor- 
trat, haben ihn natürlich daran verhindert, die Frage der Kriegs⸗ 
urſachen irgendwie vom Standpunkt der Verſailler Kriegsſchuldtheſe, 
d. h. im Sinne einſeitiger deutſcher Kriegsverantwortlichkeit zu be⸗ 
trachten. Er rückt im Gegenteil an mehreren Stellen ſeines Werkes 
von derartigen Auffaſſungen entſchieden ab, am deutlichſten in den 
Schlußfolgerungen, mit denen er den zweiten Band ſeines Werkes 
ſchließt und in denen er das Ergebnis ſeiner Forſchungen prägnant 
zuſammenfaßt. „Das Urteil des Derfailler Vertrages“, jo ſchreibt 
er, „daß Deutſchland und ſeine Verbündeten allein verantwortlich 
ſind, müſſen wir fallen laffen. Es war ein dem Beſiegten vom 
Sieger unter dem Einfluß der Kriegspfychofe, der Verleumdung, der 
Unwiſſenheit, des Gaffes und der propagandiſtiſchen Wahnvor⸗ 
ſtellungen abgepreßtes Eingeſtändnis. Es gründete ſich auf unvoll⸗ 
ſtändige und nicht immer vernünftige Beweiſe. Es wird allgemein 
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von den beiten Hiſtorikern aller Länder anerkannt, daß es nicht mehr 
zu halten und zu verteidigen fei. Es beruht auf hiſtoriſch ungeſunder 
Grundlage, ſollte daher revidiert werden.“ 

Was nun des näheren der Inhalt von Says Werk angeht, jo 
teilt Fay den gewaltigen Stoff in zwei Abſchnitte. Er unterſcheidet 
zwiſchen mittelbaren und unmittelbaren Kriegsurſachen und widmet 
den erſteren den einen und den letzteren den anderen Band ſeines 
Werkes. Im erſten Band, der den Titel „Vor Serajewo, die ent⸗ 
fernteren Kriegsurſachen“ trägt, läßt Fay die Geſchichte feit 1871 
Revue paſſieren. Er widmet zunächſt ein Kapitel der Politik Bis- 
marcks, deren auf Erhaltung und Sicherung des Beſtehenden gerichtete 
friedliche Grundtendenz er richtig charakteriſiert. Darauf ſchildert 
er die Entwicklung der europäiſchen Geheimbündniſſe von 1890—1907 
und von 1907—1914. In einem ausführlichen Schlußkapitel über 
die Balkanprobleme zwiſchen 1907 und 1914 führt er die Entwicklung 
bis Serajewo. Die Entwicklung und das Gegeneinanderwirken der 
beiden europäiſchen Bündnisſyſteme, des Dreibundes und des 1904 
zur Entente Tordiale und 1907 zur Tripelentente erweiterten 
franzöſiſch⸗ruſſiſchen Sweibundes und die hinter dieſer Entwicklung 
ſtehenden nationalen, wirtſchaftlichen und politiſchen Kräfte und 
Strömungen ſieht Fay mit Recht als die wichtigſten Kriegsurſachen 
an. Er charakteriſiert in dieſem Rahmen Tätigkeit und Haltung der 
politiſchen Protagoniſten, der Grey, Poincaré, Iswolski, Saſanof, 
Berchtold, Bethmann uſw. klar und im allgemeinen zutreffend. Die 
Verantwortlichkeit von Poincaré wird mit deutlicher Kritik von 
Poincarés eigenem Memoirenwerk unterſtrichen. Die zweideutige 
Politik Greys wird hervorgehoben. 

Im zweiten Bande feines Werkes mit dem Titel „Nach Sera- 
jewo, unmittelbare Kriegsurſachen“ ſchildert Fay dann die Zeit der 
neununddreißig Tage zwiſchen dem 28. Juni und dem Kriegs- 
ausbruch. Nach einem Einleitungskapitel über die Perſönlichkeit des 
Erzherzogs Franz Ferdinand, in dem eine weitverbreitete Propa- 
gandalüge von den angeblichen in Konopiſcht zwiſchen dem deutſchen 
Kaiſer und Franz Ferdinand ausgeheckten Kriegsplänen als falſch 
nachgewieſen wird, beſchreibt Fay ausführlich die Entſtehung und die 
inneren Fuſammenhänge des Komplotts, das zur Mordtat von Sara- 
jewo geführt hat, und prüft in einem weiteren Kapitel nach allen 
Seiten hin die Verantwortlichkeit für dieſes Komplott. Dieſe beiden 
Kapitel find beſonders bedeutſam, auch deswegen, weil ferbophile 
deutſche und engliſche Schriftſteller mehrfach verſucht haben, die ſer⸗ 
biſche Verantworilichkeit für die Ermordung Franz Ferdinands Weg- 
zudisputieren oder zu verkleinern. In weiteren Kapiteln beſeitigt 
Fay die Legende vom Potsdamer Kronrat und ſchildert dann aus⸗ 
führlich Entſtehung und Gründe des öſterreichiſchen Ultimatums. 
Das nächſte Kapitel iſt der „ruſſiſchen Gefahr“ gewidmet, wobei auf 
den dem Frieden ſo gefährlichen Beſuch Poincarés in Petersburg 
hingewieſen wird und Rußlands militäriſche Vorbereitungen auf⸗ 
gezeigt werden. Darauf geht er in einem beſonderen Kapitel über 
die ruſſiſche Mobilmachung, deren innere Gründe und verhängnis⸗ 
volle Wirkung für den Frieden richtig gekennzeichnet werden, noch 
befonders ein. Die verſchiedenen Verſuche, den Frieden zu erhalten, 
beſonders auch die Bemühungen der deutſchen Politik, finden eine 
ausführliche Darſtellung. Daß weder Frankreich noch England die 
Ruffen in mäßigendem Sinne beeinflußt haben, ſondern daß fie 
weniger die Erhaltung des Friedens als die der Tripelentente im 
Auge hatten, daß fie, beſonders Frankreich, den ruſſiſchen Kriegs- 
treibern einfach folgten, wird hervorgehoben. Die Verantwortlichkeit 
der Politik Greys wird unterſtrichen. Das verhindert Fay jedoch nicht, 
auch die öſterreichiſche Politik ſcharf zu kritiſieren, die er für den 
Kriegsausbruch als beſonders verantwortlich bezeichnet. Freilich 
wird diefe Verantwortlichkeit durch das gemildert, was Fay in den 
erſten drei Kapiteln des zweiten Bandes über die Hintergründe des 
Mordes von Serajewo ſchreibt und woraus für ihn hervorgeht, daß 
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der ſerbiſche Nationalismus dem Habsburger Reich nach dem Leben 
trachtete. Daß man von einer Großmacht nicht erwarten kann, ſie 
werde mit verſchränkten Armen ruhig den Ferſtörungsverſuchen 
ſeitens ihrer Nachbarn zufehen, betont Fay ausdrücklich. 

In den ſehr klar gefaßten Schlußfolgerungen, die Fay an das 
Ende feines zweiten Bandes ſtellt, gibt er eine wohlabgewogene Dar- 
ſtellung der Verantwortlichkeit der einzelnen europäiſchen Mächte. 
Dabei ſtehen für ihn Oſterreich und Rußland in vorderſter Reihe. 


Deutſchlands Verantwortlichkeit wird ſehr ſtark eingeſchränkt und 
beſonders betont, daß es das Opfer feiner Bundestreue Gſterreich 
gegenüber geworden ſei. Wenn ein Amerikaner zu Ergebniſſen und 
Urteilen kommt, wie fie Say gefunden hat, und die geeignet find, 
Deutſchland, auf dem noch immer das einſeitige Schuldurteil von 
Verſailles drückt, zu entlaſten, fo ift das zweifellos wirkſamer, als 
wenn es durch einen Deutſchen geſchehen wäre. Darin beruht nicht 
zuletzt der Wert von Fays Werk für uns. 


Zum zehnten Male: Verfaſſungstag. 
Neue Literatur zur Reichsverfaſſung. 
Don Reg.⸗Rat Horwitz. 


Am 11. Auguſt 1929 jährt ſich zum zehnten Male der Tag, an 
dem die Reichsverfaſſung Geſetzeskraft erhielt. Es gibt kein Dolf, 
dem Eigenbewußtſein und Gefühl innerer Würde nicht geböten, 
dieſen Tag zum Anlaß feierlichen Gedenkens zu nehmen. Den 
Tag, an dem ſich das deutſche Volk nach dem tragiſchen Abſchluß 
des verlorenen Weltkriegs, ein Dolf, dem die Grundlagen 
ſeines ſtaatlichen Gefüges brüchig geworden waren, ſich von neuem 
Satzung und Grundgeſetz gab. Das vor allem iſt die hiſtoriſche Be⸗ 
deutung des Verfaſſungswerks von Weimar: daß es, indem es den 
Schlußſtrich zog unter eine glanzvolle Vergangenheit, die dem An- 
ſturm einer Welt von Feinden unterlegen war, unter ſchweren in⸗ 
neren und äußeren Kämpfen die Einheit des Reichs wahrte. Daß 
es zuſammenhielt, was auseinanderzubrechen drohte. Daß es der 
nationalen Wiederaufrichtung, an der ſelbſt Gutgewillte zu ver⸗ 
zweifeln begannen, eine ſichere, in Stürmen bewährte Grundlage 
ſchuf. Darum feiert das deutſche Volk den Verfaſſungstag. 


* 

Das deutſche Volk ... Aber, wird man einwenden, Tauſende, 
Millionen ſchließen ſich aus. Ihnen gilt der Tag, an dem Friedrich 
Ebert das Verfaſſungswerk von Weimar unterzeichnete, nicht als 
Tag der Feier. Sie lehnen den Volksſtaat ab, den Weimar aufrich⸗ 
tete. Sie ſehen Unheil in dem, was andern ſchöpferiſcher Tatwille, 
Anfachung neuen nationalen Lebenstriebs, Aufrichtung neuer ſtaat⸗ 
licher Ordnung ſcheint. Sie ſehen keinen Anlaß zur Feier des 
Tages, der aus dem Verluſt des Krieges und dem Niederbruch der 
alten Staatsordnung unvermeidbare Konfequenzen zog. Man könnte 
dieſer Argumentation, die aus der Herklüftung des deutſchen 
Volks das Recht zur Negierung des Derfaffungstages herleitet, ent⸗ 
gegenhalten: auch die alte Staatsordnung war konflikthaft; auch 
fie ſtieß auf Oppofition bei Tauſenden und Millionen Staats- 
bürgern; auch in ihr gab es Spannungen und ſoziale Kämpfe — nur 
daß damals die Staatsautorität ſtärker, die Selbſtdisziplin größer, 
das Reich mächtig war und die politiſche und wirtſchaftliche Ent⸗ 
wicklung ſich in ruhigem Gleichmaß vollzog. 

Wenn am 11. Auguſt dieſes Jahres der zehnjährige Gedenktag 
der Weimarer Derfafjung begangen wird, fo ſteht über dieſer Feier 
das Leitwort: ein Werk des Volkes ift es, dem der Gedenktag 
gilt. Wie kaum ein anderes Derfaſſungswerk entſpringt die Wei- 
marer Verfaſſung dem Willen der großen Mehrheit des deutſchen 
Volkes. Aus dem Volk ſelbſt ift fie geboren, vom Volk ſelbſt ge- 
ſchaffen. In Weimar, dem Hort deutſcher Geiſteskultur, hat das 
geſamte deutſche Volk durch feine berufenen Vertreter, nach einem 
Zuſammenbruch von unüberſehbarer Tragweite, feine große ſchöpfe⸗ 
riſche Tat im ſtaatsrechtlichen Sinne vollbracht — eine Tat unge⸗ 
beugten Lebenswillens, eine Grundlegung geiſtigen und ſtaatlichen 
Wiederaufbaus. Dieſem Volk das Recht auf würdige Feier diefes 
Tages beſtreiten zu wollen, wäre vergebliches Bemühen. ; 
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Damit bereits ift ausgeſprochen, daß der 11. Auguſt kein Tag 
lauten Feſtjubels, kein Anlaß zu ungehemmter Freude ift. Ein 
Tag ernſter Selbſtbeſinnung: ebenſowohl ein Memento an die 
ſchweren Opfer der vergangenen Jahre wie ein Lichtzeichen, ein 
hoffnungsvoller Ausblick auf die Zukunft unſeres Volks. Eine Tra- 
dition, wie dieſer Tag würdig zu begehen iſt, hat ſich herausgebildet. 
Das deutſche Dolt, ſelbſt Schöpfer dieſer Verfaſſung und Träger der 
höchſten Staatsgewalt, auf feine Mitverantwortlichkeit an den 
ſtaatspolitiſchen Aufgaben hinzuweiſen, mit der Achtung vor der 
ruhmvollen Dergangenheit die Achtung des neuen Volksſtaats und 
feiner Symbole zu verbinden, die Schickſalsgemeinſchaft des deut- 
jhen Volkes trotz Parteizerklüftung und intereſſenpolitiſcher Gegen⸗ 
ſätzlichkeit zu erkennen und dieſe Erkenntnis zum Allgemeingut 
werden zu laffen — das ift der Sinn des Derfafjungstages und m 
gute Tradition. Und wenn nichts anderes dieſe Feier rechtfertigte: 
der Blick auf die Jugend, diefe ewige und unverlierbare Glüd- 
chance jedes Volkes, die künftigen Träger des Staats baus und des 
deutſchen Schickſals, würde ihre Notwendigkeit erweiſen. Wer nicht 
wünſcht, daß die Zerriffenheit des deutſchen Volkes weiter gefördert 
werde, wer insbeſondere verhindern will, daß der Mangel an poli- 


tiſchem Tatſachenſinn, die ſchweifende, romantiſierende Haltloſig⸗ 
keit großer Teile der Nachkriegsgeneration, die Enttäuſchung 
und mißleitete Ideologie ſich vom Gegenwartſtaat abwenden ließen, 
zur drohenden Gefahr für die Einheit des Staats und des deutſchen 
Kulturbaus werden, wird aus Anlaß des Derfafjungstages mit be- 
ſonderer Eindringlichkeit betonen, was auf das Gemeinſame und 
Zukunftsträchtige im Volke hinweiſt: auf die gegebenen Grundlagen 
des Staats und die Möglichkeiten ſeines Ausbaus in gutwilliger 
Gemeinſchaftsarbeit. Der geſunde Tatſachenſinn unſeres Volkes im 
allgemeinen und unſerer Jugend im beſonderen kann nirgend nath- 
haltiger als hier geſtärkt und in die ſtaatspolitiſch richtigen Bahnen 
gelenkt werden. Ein Staat, der dieſe planvolle ſtaatsbürgerliche Er⸗ 
ziezungsarbeit an der Jugend bewußt oder fahrläſſig aus der Hand 
gibt, gäbe ſich ſelber auf. x ; 


Das find, in kurzen Fügen, die Gedanken, die fih zum Der- 
faſſungstag einſtellen. Das auch iſt die Tradition, die ſich am Der- 
faſſungstag herausgebildet hat. Ihrer Vertiefung dient eine be⸗ 
achtliche, immer mehr anſchwellende Literatur, die Aufſchluß gibt 
über den hiſtoriſchen Sinn, über Weſen und Bedeutung des Der- 
faſſungswerks von Weimar, und die auch Anregungen für das wür⸗ 
dige Begehen des Verfaſſungstages vermittelt. Die Reichszentrale 
für Beimatdienſt hat in ihrer Aufklärungsarbeit von jeher der Wei- 
marer Derfafjung und ihrer Bedeutung für das um feine Selbſt⸗ 
behauptung, ſeine wirtſchaftliche, kulturelle und politiſche Wieder⸗ 
aufrichtung ringende Deutſchland der Nachkriegszeit einen beſonderen 
Platz eingeräumt. Sie ließ ſich dabei von Erwägungen ſtaats⸗ 
politiſcher Art leiten, deren innere Berechtigung ſich immer ſtärker 
erweiſt. der zehnte Gedenktag der Weimarer Derfaflung macht 
ſolchen Hinweis zur beſonderen Pflicht. Das Weimarer Verfaſſungs⸗ 
werk, die erſte ſtaatspolitiſche Tat des Volkes, ift dem Volke nicht fremd; 
die Idee der Verfaſſung ift lebendiger und wirkſamer als je, und ſie 
ſetzt ſich ſichtlich von Jahr zu Jahr mehr durch. Ein Symptom, 
dem innere Beweiskraft nicht abzuſprechen iſt: waren es in früheren 
Jahren Hunderte von Anfragen und Bitten um Verfaſſungslite⸗ 
ratur, die der Keichszentrale für Heimatdienſt und ihren Außen⸗ 
ſtellen regelmäßig aus allen Bevölkerungskreiſen zugingen, ſo ſind 
es in dieſem Jahr Tauſende und Abertauſende. Dieſen Anfragen 
iſt durchweg gemeinſam: der Wunſch nach objektiv unterrichtendem 
Material über Entſtehung und Weſen der Derfafjung, ihre geſchicht⸗ 
lichen Vorläufer und geiſtigen Entwicklungslinien, ibren ideenpoli⸗ 
tiſchen und ſtaatsethiſchen Gehalt und über das Gedankengut, das 
das Weimarer Werk vor allem aus der Bismarckſchen Verfaſſung in 
organiſcher Weiterbildung und unter Wahrung der Kontinuität der 
deutſchen Verfaſſungsgeſchichte übernommen hat. Es beſteht nicht 
der Wunſch nach Stellungnahme pro oder contra, ausgeſchaltet 
bleibt jedes polemiſche Bedürfnis, und es iſt beruhigend, feſtſtellen 
zu dürfen: aus allen Anfragen, die zum großen Teil gerade aus 
Kreiſen der Jugendbildner ſtammen, und aus ihrer Begründung 
ſpricht die Abkehr von der politiſchen Phraſe, die in den Nachkriegs⸗ 
jahren verheerend genug gewirkt hat; ſpricht die Hinwendung zu 
ſachlicher, überparteilicher Unterrichtung über die ſtaatsbürgerlichen 
Probleme der Gegenwart; ſpricht, was am erfreulichſten iſt, die zu⸗ 
nehmende Neigung zu innenpolitiſcher Entſpannung — ſelbſt bei 
Perſönlichkeiten, die, aus mehr gefühlsmäßig betonten oder aus 
grundſätzlichen Erwägungen, zum gegenwärtigen Staatsaufbau in 
Oppoſition ſtehen. A # 

Drei Deröffentlichungen, die von der Reichszentrale für Heimat- 
dienſt ſoeben herausgegeben wurden, oder an deren Herausgabe fie 
entſcheidend mitgewirkt hat, dienen der hier gekennzeichneten Auf⸗ 
gabe auf verſchiedene Weiſe. 

Ein nach Anlage und Gehalt neuartiges Buch „Deutſche 
Einheit — Deutſche Freiheit!) behandelt Weſen und 
Geſchichte der Verfaſſung im großen Rahmen. Dieſes Gedenk- 
buch der Reichsregierung, deffen Auftakt ein Geleitwort des 
Reichspräſidenten von Hindenburg und ein Vorwort des 


1) Gedenkbuch der e zum REDE e Bearbeitet von 
der Reichszentrale für Heimatdienſt, 224 S., Bezugsbedingungen ſiehe Anzeigenteil. 
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verbindet: es läßt zunächſt ausſchließlich die hiſtoriſchen 
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Reichskanzlers Müller bilden, gibt zunächſt einen Rück⸗ 
blick auf die Aufbauarbeit in der deutſchen Republik. Es be- 
gnügt ſich aber nicht mit dieſer Darſtellung. In der richtigen Er⸗ 
kenntnis, daß in der Bevölkerung der lebhafte Wunſch beſteht, auch 
die markanten hiſtoriſchen und geiſtigen Entwicklungslinien im 
Ablauf des 19. Jahrhunderts aufgezeigt zu finden, die auf den 
Volksſtaat von 1919 hinführen, beſchreitet dieſes Werk einen Weg, 
der Objektivität hiſtoriſcher Beſchreibung mit unmittelbar wir⸗ 
kender Anſchaulichkeit und höchſt perſönlich gefärbter 1 

uellen 
und Dokumente ſelbſt ſprechen. Eine Fülle von Abbildungen 
hiſtoriſcher Vorgänge und ſtaatsrechtlicher Dokumente aus der 


deutſchen Geſchichte ſeit 1807, darunter zum großen Teil erſt⸗ 


malig veröffentlichte Reproduktionen, verleiht dem Text erhöhte 
Anſchaulichkeit. So rollt ſich vor unſern Augen mehr als 
ein Jahrhundert deutſcher Geſchichte ab: ein reichbewegtes 
Auf und Nieder deutſchen Schickſals, Leiden und Kämpfe, Gipfel- 
und Tiefpunkte nationalen Erlebens, innerer Bader und der Wechſel 
fortſchrittlicher und konſervativer Gewalten in ihren Auswirkungen 
auf Staatswillen und Staatsaufbau. Führende Geiſter der deut⸗ 
jhen Nation kommen zu Wort: Fichte, Freiherr vom Stein, 


Scharnhorſt, Gneiſenau, Ernſt Moritz Arndt, Jahn, Görres, Uhland, 


Hegel, Goethe, Herwegh, Freiligrath, Laſſalle, Treitſchke, Bismarck, 
Bebel, Friedrich Naumann, Bülow, Rathenau, Ebert, Hindenburg 
und viele andere. Aus ihren Schriften und Reden find beſonders 
markante Zitate entnommen. Dom Erwachen der Nation nach den 
Niederlagen in der napoleoniſchen Aera über die Zeit des Vormärz, 
das Jahr der Paulskirche, die Wege zur Einheit bis zum Kaifer- 
reich und ſeinem Sturz nach dem verlorenen Weltkrieg leitet uns 
dieſer ebenſo zuverläſſige wie anſchaulich ſchildernde Führer durch 
ein Jahrhundert deutſcher Geſchichte. Im zweiten Teil des Buches 
kommen führende Köpfe des neuen Deutſchland zu Wort, um über 
grundlegend wichtige Gegenwartsprobleme in Staat und Verfaſſung 
zu ſprechen, ſo J. G. Bredt über „Das Schickſal der deutſchen 
Staatlichkeit“, Conrad Beyerle über „Weſen und Entſtehung der 


Grundrechte in der Keichsverfaſſung von Weimar“, Guſtav Streſe⸗ 


mann über „Der deutſche Weg“, Carl Severing über „Arbeiterſchaft 
und Staat“, Getrud Bäumer über „Die Weimarer Derfaſſung als 
Grundlage deutſchen Frauenlebens“, Freiherr von Rheinbaben über 
„Von Perſailles zur Freiheit“, Freiherr von Gayl über „Der Tatwille 
der nationalen Selbſtbehauptung“, Paul Löbe über „Gſterreichs Recht 
und die Weimarer Nationalverſammlung“, Michael Hainiſch über 
„Gſterreich und Deutſchland“, Georg Schreiber über „Sinn und 
Sendung des Auslanddeutſchtums“, Willy Bellpach über „Die Volks⸗ 
ſtämme der Deutſchen“, Walter von Molo über „Heimat, Deutſch⸗ 
land, Welt“, Theodor Heuk über „Ebert und Hindenburg“. 


* 


Einen andern Weg geht ein zweites Buch, das die Reden 
ſammelt, die anläßlich der offiziellen Verfaſſungsfeiern der Reihs- 
regierung von 1921 bis 1928 gehalten wurden. Sehr ver⸗ 
ſchieden waren die parteimäßigen Koalitionen, die in dieſen Jahren 
die Regierung bildeten, ſehr verſchieden nach Art, Herkunft und 


politiſcher Einſtellung die offiziellen Redner, und um fo aufſchluß— 


reicher ſind ihre unter dem Titel „Fehn Jahre Weimarer 
Verfaſſung “) geſammelten Feſtreden, die von Anſprachen des 


früheren Reichsminiſters des Innern Dr. David und des Präſi⸗ 


denten der Nationalverſammlung Fehrenbach nach Abſchluß des 
Weimarer Derfaſſungswerks eingeleitet werden. Das Buch ift mehr 
als ein lediglich hiſtoriſches Dokument. Gelehrte und Politiker, 
Männer aus den freien Berufen und der Verwaltung haben über 
Verfaſſung und ODerfaſſungsgeſchichte, über Sinn und Bedeutung 
des Grundgeſetzes von Weimar Gedanken niedergelegt. Im Tages- 
trubel und im politiſchen Meinungsſtreit raſch verklungen, bergen 
dieſe Gedankenreihen Werte, die ihre Feſthaltung über den Tag hin⸗ 
aus rechtfertigen, für den ſie geſprochen wurden. Was aber dieſen 
Reden ein ganz beſonderes Intereſſe verleiht, iſt dies: wie dieſe 


nach Herkunft, Weltanſchauung und politiſcher Richtung grundver⸗ 


ſchiedenen Männer (Wirth, Hummel, Anſchütz, Jarres, Peterſen, 
Platz, Külz, von Kardorff, Radbruch) bei zum Teil kritiſch gefärbter 
Einſtellung zur Weimarer Verfaſſung doch in einem Punkte über- 
einſtimmen — in der Bejahung dieſes Verfaſſungswerks, das die 
Einheit des Reichs auf dem Boden der Republik gewährleiſtete; 
in der Anerkennung des tiefen ethiſchen Gehalts der Derfaflung, 
die, nach einem Fichteſchen Wort, alle Bürger für das ſtaatliche Ge⸗ 
ſchehen verantwortlich macht; in der Achtung des Volksſtaats und 
ſeiner Symbole. ` 


Ein Büchlein „Fum zehnjährigen Derfaffungs- 
tags) endlich, das bereits im vergangenen Jahr in vielen 
Tauſenden ſeinen Weg durch Deutſchland nahm, iſt auf Grund 
zahlreicher Anforderungen in inhaltlich ſtark erweiterter Form 
erſchienen. Es dient vor allem dem Sweck, Schulen, Staats- 
und Gemeindebehörden, politiſchen und berufsſtändiſchen Organi⸗ 
ſationen Material zum würdigen Begehen des Derfaſſungstages an 
die Hand zu geben, darüber hinaus allgemeine Kenntnis über Der- 
faſſungsgeſchichte und Staatsbürgerfunde zu vermitteln. In Form 
von Redetexten, in einer Auswahl von Zitaten geiſtiger und poli- 
tiſcher Führer des deutſchen Volkes von 1815 bis 1929, von Ge- 
dichten und Hymnen, in einem kurzen Abriß der Verfaſſungs⸗ 
geſchichte vom ſpäten Mittelalter bis zur Gegenwart glaubt dieſes 
für den praktiſchen redneriſchen und publiziſtiſchen Gebrauch be- 
ſtimmte Büchlein ſeinen Zweck am wirkſamſten zu erfüllen. 

* 


Wenn dieſe Bücher ihren Weg durch Deutſchland finden und 
dazu beitragen, den ſtaatspolitiſchen Sinn des deutſchen Volkes zu 
ſtärken, die Einſicht in Weſen und Bedeutung der Weimarer Der- 
faſſung zu vertiefen, fo haben fie ihren Zweck erfüllt. Dieſe Per- 
faſſung hat als koſtbarſtes Gut der Vergangenheit die Einheit und 
Geſchloſſenheit des Reichs in die Zukunft hinübergerettet. Den Ge⸗ 
danken der Schickſalsgemeinſchaft des deutſchen Volkes, trotz Partei- 
zerklüftung und intereſſenpolitiſchen Gegenſätzen, zu beleben, iſt die 
entſcheidend wichtige Aufgabe, an deren Löſung die Reichszentrale 
für Beimatdienſt zu ihrem beſcheidenen Teil mitarbeitet. Virgends 
erſcheint diefe Fielſetzung notwendiger und dringlicher als an dem 
Tag, an dem fih das deutſche Volk nach Zufammenbruh und Wirr- 
nis von neuem Satzung und Grundgeſetz nationalen Lebens gab. 


Grenznot und Grenzarbeit oberſchleſiſcher Land kreiſe. 


Von Landrat Dr. Schmidt, Ratibor. 


Die oberſchleſiſchen Landkreiſe haben durch die Grenzziehung 
ſchwerſte Derlujte erlitten. Nach Artikel 85 des Derjailler 
Friedensvertrages fiel der weſtliche Teil des Kreiſes Ratibor, das 
fruchtbare und kohlenreiche Hultſchiner Ländchen mit 49 142 Ein- 
wohnern und 316 qkm Fläche, ohne Volksabſtimmung an die 
Tſchechoſlowakei. Im übrigen 5 fand am 20. März 1921 
unter der Kontrolle der interalliierten Mächte bei einer vorwiegend 
franzöſiſchen militäriſchen Beſatzung die im Verſailler Vertrag vor- 
geſehene Dolfsabftimmung ſtatt, und obwohl fih dabei 709 000 Stim- 
men (rd. 60 v. H.) für Deutſchland gegen 477 000 (rd. 40 v. B.) 
Stimmen für Polen entſchieden, wurde Gberſchleſien durch den 
Spruch des VDölkerbundsrats vom 20. Oktober 1921 zerteilt. Die 
Landkreiſe Kattowitz und Pleß wurden in ihrem ganzen Umfange 
Polen zugeteilt. Von den Landkreiſen Lublinitz, Tarnowitz und 
Rvbnit wurden die wichtigſten Teile und die Kreisſtädte, vom Land⸗ 


kreis Beuthen wurden etwa zwei Drittel, von den Landkreiſen 


Hindenburg, Ratibor und Toſt⸗Gleiwitz wurden Teile an Polen ab⸗ 
getreten. Das geſamte an Polen verlorene Gebiet einſchl. der Städte 
umfaßte 5200 qkm Fläche mit 980 000 Einwohnern. 

Damit wurde die wirtſchaftliche Lage Ober 
ſchleſiens aufs ſchwerſteerſchüttert. Don der Geſamt⸗ 
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fläche Oberſchleſiens (1 525 247 ha) entfielen nach der Boden- 
benutzungs ſtatiſtik 1913 auf 


Ackerland und Gartenland . 747 624 ha 
Wieſ en 97 065 „ 
Weiden und Hutungen 19181 „ 
OHNE TE 581 565 „ 
Sonſtige Fläche 77 814 „ 
Davon wurden an Polen abgetreten: 
Ackerland und Gartenland . 179911 ha 
Wernnn E, 27 972 „ 
Weiden und Hutungen 2780: 
Free dd, 
Sonſtige Flchke 221 818 „ 


Die Abtretung hochinduſtrieller Städte und 
Kreiſe brachte den Verluſt von mehr als 80 v. Z. der abbau⸗ 
würdigen Kohlenvorräte, 54 von 67 Steinkohlengruben, des ge⸗ 
ſamten Eiſenbergbaues, 85 v. B. der oberſchleſiſchen Jint- und Blei⸗ 
erzförderung und der meiſten Hochöfen, Fint- und Bleihütten, Stahl- 


) Herausgegeben von der RfH., 115 S., Zentralverlag G. m. b. H., Berlin W 35. 
3) Herausgegeben von der Reichszentrale für Heimatdienſt, Berlin 1929, 66 S. 
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Zerreißung des Verkehrsnetzes in oberſchleſien 


nötigte dazu, 


und Walzwerke, Eiſen⸗ und 
Stahlgießereien. Schließlich 
wurde Oberſchleſien durch die 
Abtretung faſt der geſamten 
früheren Provinz Poſen 
an Polen aus dem geo⸗ 
graphiſchen und politiſchen 
Suſammenhang mit den 
anderen öſtlichen Landes ⸗ 
teilen geriſſen und zu einer 
weit in fremde Gebietsteile 
vorgeſchobenen Provinz ge⸗ 


macht. — Für die ober- 
ſchleſiſchen Grenzland ⸗ 
kreiſe hatte die ger- 


reißung den Derluft von 
Einwohnern und Gebiet, 
von Finanz⸗ und Steuerkraft, 
von Kreisftraßen und kreis⸗ 
kommunalen Einrichtungen 
zur Folge. Sie brachte Flücht⸗ 
lingselend, Arbeitsloſigkeit 
und Wohnungsnot und 


Beziehung iſt in allen Krei- 
ſen während der kurzen 
Seit Außerordentliches ge⸗ 
leiſtet und eine große An⸗ 
zahl neuer Chauſſeen gebaut 
und dem Verkehr übergeben 
worden. Dazu kam für alle 
Landkreiſe eine beſonders 
drückende Laſt in Geſtalt 
der Unterhaltung der Kreis- 
chauſſeen, deren Suſtand 
noch auf den Krieg und die 
Nachkriegszeit zurückzufüh⸗ 
ren ift. Namentlich die 
rechte Oderuferſeite iſt im 
Kriege gegen Rußland 
wiederholt Aufmarſchgebiet 
geweſen. Der ganze Rück⸗ 
zug der deutſchen Armee 
im November 1914 hat ſich 
auf den Kreischauſſeen ab» 
geſpielt, und zwar meiſtens 
bei ſtrömendem Regen, der 


H. -Kreis Hindenburg 
B. -Stadtkreis Beuthen 
Q » Gleiwitz 


Die verlorenen oberſchleſiſchen Kreiſe 


Abſatzgebiete anderweit zu ſuchen. Dieſe Grenz- 
not wurde durch die Schäden der Aufſtandszeit, durch die Unter⸗ 
laſſungen der Beſatzungszeit, während welcher Kapitalaufwendungen für 


die Chauſſeen aufgeweicht hatte. Nach Beendigung des Krieges ließ in 
Oberſchleſien die da ge 1 Arbeiten an den Chauſſeen 
nicht zu. So iſt zehn Jahre lang für die oberſchleſiſchen Chauſſeen ſo gut 


Verbeſſerungen überhaupt nicht, für die Unterhaltung des Beſtehen⸗ 


den nur in unzureichendem Maße geſchehen 
waren, durch wiederholte ſchwere Gderhoch⸗ 
waſſer, durch Mißernten und ſchwere Sturm- 
ſchäden ſowie durch die unter den neuen Der- 
hältniſſen ſich häufenden Aufgaben ungeheuer 
verſchärft. — So waren die oberſchleſiſchen Land- 
Freije vor eine Mieder aufbauarbeit von 
gewaltigen Ausmaßen geſtellt. An dieſe Arbeit 
konnte erſt eigentlich nach Abzug der interalli⸗ 
ierten Beſatzung gegangen werden. Sie gibt 
einen klaren Beweis von dem unauslöſchlichen 
deutſchen Lebenswillen in Oberfchlefien und darf 
als Ruhmesblatt der oberſchleſiſchen Landkreiſe 
angeſehen werden. — die durch die im Juli 
1922 durchgeführte Grenzziehung angerichtete 
Fertrümmerung der preußiſchen Kommunalver⸗ 
bände wurde durch eine territoriale Neu⸗ 
geſtaltung bereinigt. Durch das Preuß. 
Geſetz vom 5. Januar 1927 über die Neuord⸗ 
nung der kommunalen Verwaltung und Derfaffung 
von Gemeinden und Kreifen der Provinz Gber⸗ 
ſchleſien wurden hinſichtlich der Begrenzung der cand. 
kreiſe neue Derhältniffe geſchaffen. Die Reſtkreiſe 


Beuthen und Tarnowitz wurden mit dem Keſt des aufgelöſten Kreifes 1. 
Hindenburg zum Landkreis Beuthen-Tarnowit; vereinigt, der Reſtkreis die 
Lublinitz wurde mit Teilen der Kreife Rofenberg, Groß ⸗Strehlitz und 
Oppeln als Landkreis Guttentag vereinigt, der Keſtkreis Rpbnik wurde 
unter die Landkreiſe Toſt⸗Gleiwitz und Ratibor aufgeteilt. — Bei der 
Wiederaufbauarbeit galt es zunächſt, neue Verkehrsverbindun⸗ 


— f 
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ziehung eine Reihe neuer Eifenbahn- 
linien notwendig geworden. Bereits gebaut 
iſt eine ſolche Eiſenbahnlinie im Landkreiſe 
Beuthen, gefichert ift der Bau einer Eiſenbahn⸗ 
linie im Kreife Roſenberg, und beabſichtigt ift 
der Bau einer Eifenbahnlinie im Kreife Leob⸗ 
ſchütz, und zwar unter finanzieller Beteili⸗ 
gung der genannten Landkreiſe. Sodann mußten 
die Landkreiſe an den Neubau von Ver 

indungsſtraßen herangehen, die in⸗ 
folge Unterbrechung oder Fortfall der bis⸗ 
herigen Verbindungswege durch die Grenz- 
ziehung erforderlich geworden waren. In dieſer 


Neue Kreiseinteilung in Oeutſch-Oberſchleſien 


April 
Provinz 


wie nichts geſchehen, obwohl dieſe gerade in dieſen zehn J 


1927 datiert; 
die Unterhaltung und 
tragenen Straßenſtrecken nebſt Zubehör als Provinzialftraßen. Der 
Anteil der Kreiſe an den Koften der laufenden Verwaltung, Unter- 
haltung und der Anpaſſung an jeweilige Verkehrsbedürfniſſe beträgt 


ahren 
einer weit über das Normale hinausgehenden In⸗ 
anſpruchnahme ausgeſetzt waren. Die ſich aus 
der Neuſchüttung der Chauſſeen für die Kreife 
ergebende Belaſtung iſt überaus drückend; ver⸗ 
teuernd wirkt hierbei noch der Umſtand, daß es 
in der Provinz OGberſchleſien vielfach an dem er⸗ 
forderlichen Steinmaterial fehlt und das Schüt⸗ 
tungsmaterial vorwiegend aus Niederſchleſien 
unter erheblichen Transportkoſten herbeigeſchafft 
werden muß. Im Derfolg eines Beſchluſſes des 
zweiten N Landtages vom 2. Juli 
1925 hat der Prov nztalausfchuß von den Kreis- 
ſtraßen insgeſamt 1215 km als Hauptdurch⸗ 
gangsſtraßen anerkannt, und es haben zwiſchen 
der Provinzialverwaltung und den Landkreiſen 
wiederholte Verhandlungen ſtattgefunden, die 
ſchließlich zu dem Ergebnis geführt haben, 
daß dem Provinzialverband Gberſchleſiens 
ſeitens der Kreiſe das Eigentum an denjenigen 
Kreisſtraßen übertragen worden iſt, welche 
ſeitens des Provinzialausſchuſſes die An⸗ 
erkennung als Durchgangsſtraßen gefunden 
haben. Diefe Übertragung war auf den 
von dieſem Zeitpunkt ab übernahm 
Verwaltung der über⸗ 


vom I. April 1927 ab 20 v. H. bis zu dem Zeitpunkt, in 
gen zu ſchaffen, dem die Durchführung 
nachdem die alten der Arbeiten auf 


zerſchnitten und we⸗ 
ſentliche Teile des 
Gebiets zuſammen⸗ 
hanglos geworden 
waren. So waren 
durch die Grenz⸗ 
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die Provinz übergeht, 
von da ab höchſtens 
10 v. 5. Der endgül- 
tige Übergang in die 
eigene Regie der Pro 
vinz ſoll am 1. April 
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1950 erfolgen. Mit dieſer Übertragung von 
1215 km Hauptdurchgangsſtraßen als Provin⸗ 
zialſtraßen auf die Provinz Gberſchleſien ift 
eine Entwicklung zum vorläufigen Abſchluß ge⸗ 
bracht, die im Zuge der Zeit lag und dringend 
eine Erledigung verlangte. 

Ein zweites wichtiges Gebiet des Wieder⸗ 
aufbaues war die Behebung der dringendſten 
Wohnungsnot. Die in ganz Deutſchland 
nach dem Kriegsende einſetzende Wohnungsnot 
wirkte fih in Oberſchleſien beſonders ſchwer 
aus, weil der Flüchtlingszuſtrom, der die Unter⸗ 
bringung von rund 80 000 Flüchtlingen ver⸗ 
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tätigkeit konnte 
in Obeſchleſien 
gleichfalls erſt nach 
der Beſatzungs⸗ 
zeit, alfo 1922, auf; 
genommen wer⸗ 
den, wodurch die 
anderen provin- 
zen bereits einen 


langte, die ſchon 
beſtehende Woh⸗ 
nungsnot ver⸗ 
ſtärkte, und weil 
in der Zeit der 
Beſetzung Ober- 
15 durch⸗ 
greifende Maß⸗ 
nahmen zur Be⸗ 


r TAG 


hebung der Woh- Vorſprung von 
nungsnot nicht drei Jahren auf⸗ 
recht möglich wa⸗ zen hatten. 
ren. Erftnadh2lb- te landwitſchaft⸗ 


zug der interalli⸗ 
ierten Kommiſ⸗ 


liche Nutzfläche, 
die der Oberſchle⸗ 


ſion im Juni lo z22 ſiſche Landliefe⸗ 
war a ripa rungsverband u. 
die Bahn frei. Um nach den Be⸗ Polanowiez (oberſchl. Holzkirche) 


ſtimmungen des 
Keichsſiedlungsgeſetzes zu Siedlungszwecken abzu⸗ 
gehen hat, beträgt nach den Feſtſtellungen des Landes 
lturamts 59577 ha; darauf find bis Herbſt 1928 zur 
Verfügung geſtellt insgefamt 31290 ha, alfo mehr als 
die Hälfte. Dieſe Geſamtfläche von 31290 ha iſt 
zum größten Teil bereits in den Beſitz der Siedler 
übergegangen. Sodann gehört zu den Aufgaben 
wirtſchaftspflegeriſcher Art die Steigerung der 
landwirtſchaftlichen Produktions fähig ⸗ 


Gleiwitz (Pfarrkirche Allerheiligen) dieſe Jett wurde 

in Oppeln die 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft gegründet mit dem 
ausgeſprochenen Zweck, den Bau geſunder, eins 
wandfreier Klein- und Mittelwoh n zu be⸗ 
treiben. Während in den erſten Nachkriegs⸗ 
jahren bis 1921 die durchſchnittliche Jahres⸗ 
produktion an Wohnungen noch nicht die Zahl 
2000 erreichte, ſetzte im Jahre 1922 die Reihs- 
Staatshilfe ein und damit begann eine weſent⸗ 
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liche Verbeſſerung der Derhältniffe. Die Anzahl 
der in Oberſchleſien baupolizeilich abgenomme⸗ 
nen Wohnungen betrug im Jahre 1922 3046, 
im Jahre 1925 3755, im Jahre 1924 3925, 
im Jahre 1925 6451, im Jahre 1926 5054, 
im a 1927 
2937. In dem 
Rekordjahr 
1922 betrug 
die Fahl der 
baupolizeilich 
abgenom⸗ 
menen Woh⸗ 
nungen in den 


- ee 

12 insgeſamt 3589 

Sl 12 pi in den Land⸗ 
i éasca] 10 1 kereiſen insge⸗ 
5 ſamt 4348. In 


; der gefamten 
Cee bel tele  Yindifriegsgei 
von 1919 bis 


1927 ergibt ſich eine Vermehrung des 
oberſchleſiſchen Wohnungsbeſtandes um ins⸗ 
geſamt 35415 Wohnungen, wovon 12 460 
auf die Stadtkreiſe und 20 955 auf die Land⸗ 
kreiſe entfallen. Ein weſentlicher Anteil an 
dieſer Entwicklung kommt der Wohnungs- 
fürſorgegeſellſchaft zu; ſie hat in den Jahren 
von 1925 bis 1927 insgeſamt 9291 Woh⸗ 
nungen vollſtändig techniſch und finanziell 
betreut und rund weitere 5000 Wohnungen 
teilweiſe betreut. — In der Wirtſchafts⸗ 
pflege ſtehen die oberſchleſiſchen Landkreiſe 
vor Aufgaben von größter volkswirtſchaftlicher Be⸗ 
deutung. Hierzu gehört in erſter Linie die Mitwir⸗ 
kung bei der Löſung des Siedlungsproblems, das 
beſonders für die Kreiſe rechts der Oder eine große 
Bolle ſpielt. In Gberſchleſien ift als gemeinnütziges 
Siedlungsunternehmen die Gberſchleſiſche Land- 
geſellſchaft in Oppeln tätig. Die neue Siedlungs⸗ 
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keit, um ſo einen Ausgleich für die durch die 
Grenziehung verlorengegangenen Werte zu 
ſchaffen. Hier iſt in erſter Linie erforderlich, durch 
geeignete Meliorationen, wie Entwäſſerungen, 
Drainagen, Dorflutregulierungen uſw., die Dor- 
bedingungen für eine intenſive Bewirtſchaf⸗ 


tung zu ſchaffen. Die geplanten Maßnahmen 


ſollen hauptſächlich auf genoſſenſchaftlichem 
wege durch⸗ 
geführt 
werden; 
fie werden 
ſich freilich 
wegen der 
ſehr erheb 
lichen Bau- 
koſten nur 
bei Gewäh⸗ 
ar von 
Beihilfen y 
e LE EEE > 
f en 
Krediten Kleinbauernwirtſchaft bei Lostau 
durchführen laſſen. 

Eine ernſte Aufgabe für die oberſchleſiſchen 
Landkreiſe iſt ſodann die Sorge um die Ge⸗ 
ſundheit der Bevölkerung. Deshalb wird auch 
der Geſundheitspflege in allen ihren 
weigen, der Säuglingsfürſorge, der Klein- 
inderfürſorge, der Schulgeſundheitspflege, der 
Krüppelfürſorge und der Tuberkuloſenfürſorge, 
fortgeſetzt große Aufmerkſamkeit . 
Ein beſonders gefährlicher Dolfsfeind £ die 
Tuberkuloſe; die Sterblichkeit an Tuberkuloſe 
betrug im vergangenen Jahre im Durchſchnitt 10 
auf 10000 Einwohner, das ift eine ernſte Fiffer. 
Der Landkreis Ratibor ſteht mit einer Sterb- 
lichkeitsziffer von 12 auf 10 000 Einwohnern 
beſonders ungünſtig da. Der Kreis Ratibor 
hat daher gerade der Tuberkuloſenbekämpfung 
ſein beſonderes Augenmerk zugewandt. Er 
hat als einziger oberſchleſiſcher Sand- 
kreis einen hauptamtlich angeſtellten Kreis⸗ 
kommunalarzt. Die Tuberkuloſenfürſorgeſtelle 
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arbeitet mit den modernſten Apparaten 
und durchdringt mit Hilfe zahlreicher 
freiwilliger Hilfskräſte den ganzen Land⸗ 
kreis. Der Landkreis hat auch im Sommer 
1927 ein Kinderheim eröffnet, das ein 
erſter verſuch örtlicher Erholungsfürſorge 
ift. Es beſteht aus einer ſtabilen Holz- 
baracke mit Veranda, Tagesraum und 
Küche ſowie einem Planſchbecken und tft 
in einem an einem Waldrande in ‚Ra 
tiborhammer idylliſch gelegenen ſchönen 
Eichenhain mit großem Spielplatz er⸗ 
baut. Das Heim ſteht unter der Aufſicht 
des Kreiskommunalarztes und wird von 
einer Ordensſchweſter geleitet. Das 
: Heim wird von Schulkindern, Jungen 
und Mädchen, die vom Arzt ausgeſucht werden, beſucht. Die Er⸗ 
fahrungen während der beiden letzten Jahre müſſen als gut bezeichnet 
werden. Etwa 560 Kinder haben die Segnungen des Sonnenhauſes 
in den beiden letzten Jahren bereits verſpürt, und auch in dieſem 
Sommer wieder wird das Sonnenhaus der erholungsbedürftigen 
Jugend ſeine Tore öffnen. À . ; 
Daß in einem fo umkämpften Grenzgebiet, wie es die Provinz 


(Schönwald, Kreis Gleiwitz) 


Gberſchleſien iſt, eine umfaſſende Kulturpflege eine unabweis⸗ 


bare Notwendigkeit iſt, bedarf keiner beſonderen Begründung. Des⸗ 
halb haben ſich auch die oberſchleſiſchen Landkreiſe die ſtarke kulturelle 
Betreuung ihrer Bevpölkerr und die Unterſtützung aller dahin⸗ 
gehenden Beſtrebungen angelegen fein laſſen. Förderung von Kirchen- 
und Schulbauten, Einrichtung von ländl. Fortbildungsſchulen für 
die männliche Jugend und von Wanderhaushaltungsſchulen für die 
weibliche Jugend, Errichtung landw. Winterſchulen und Unter⸗ 
ſtützung der Bauernhochſchule im Neiſſer Heimgarten, Förderung 
von Kleinfindergärten und von Jugendheimen, Unterſtützung der 
Jugendpflege und der Volksbüchereien find Zeugen der vielſeitigen 


Tätigkeit der oberſchleſiſchen Landkreiſe auf dem Gebiet allgemeiner 
Hebung der Volkskultur. A 

So ſteht feft, daß von den oberſchleſiſchen Landkreiſen bisher 
ſchon in großem Umfange Wiederaufbauarbeit geleiſtet worden iſt; 
aber viel, ſehr viel bleibt noch zu tun. Die Landkreiſe ſind hierbei 
wiederholt durch Mittel des Reichs und des Staates im 
Rahmen des Sofortprogramms und der Grenzhilfe unterſtützt und 
gefördert worden. Sie erkennen dies dankbar an und haben mit Ge⸗ 
nugtuung die Derficherung vernommen, die der preußiſche Innen⸗ 
miniſter Grzeſinſki am 26. April 1928 in Hindenburg mit Bezug 
auf die durch die Grenzziehung verurſachten Schäden ausgeſprochen 
hat: „Es werde nach Möglichkeit überall helfend eingeſprungen, 
zumal der Grundſatz beſtehe, daß das Keich und das ganze deutſche 
Volk ſchadenerſatzpflichtig fei.” Die oberſchleſiſchen Landkreiſe haben 
auch lebhaft begrüßt, als der Reichsinnenminiſter Severing am 
27. September 1928 in Gleiwitz ein neues Hilfsprogramm für Ober- 
ſchleſien entwickelte, das vor allem Wohnungsbau, Volkshygiene und 
Beſſerung des Volksbildungsweſens 
zum Siele habe, und entſprechende 
Hilfsmaßnahmen ankündigte. Die ober- 
ſchleſiſchen Landkreiſe vertrauen darauf, 
daß ſie bei der Wiederaufbauarbeit ge⸗ 
mäß dieſen Miniſtererklärungen weiter⸗ 
hin von Reich und Staat unterſtützt 
werden. Sie werden ihre beſte Kraft 
daranſetzen, die Wunden, die ihnen 
durch die Grenzziehung geſchlagen, zu 
lindern und zu heilen, ſie werden aber 
immer zu dem Wort ſtehen, das Reihs- 
präſident von Hindenburg am 18. Sep⸗ 
tember 1928 in Oppeln ſprach: „Was 
uns entriſſen ward, werden wir 
niemals vergeſſen und niemals ver⸗ 
ſchmerzen.“ 


Schönwälderin 


Die erwerbstätige Jugend. 


Don Dr. Paul Herzog. 


Der demokratiſche Staat hat ein grundſätzliches Bedürfnis, der 
Jugenderziezung vertiefte Bedeutung zu ſchenken, nicht zuletzt auch 
deshalb, weil die Jugendlichen von heute die Träger des Staates von 
morgen ſind. Es kann alſo dem Staat nicht gleichgültig ſein, in 
welchem geiſtigen und ſozialen Rahmen ſich dieſer Aufbau der 
Jugendlichen vollzieht. Ergeben ſich daraus doch Schlußfolgerungen, 
die für das Werden und Wefen der politiſchen Machtbildung von 
einſchneidender Bedeutung ſind. Die Ausſtellung „Das junge 
Deutſchland“ (1927) iſt zum erſtenmal all dieſen Fragen mit großer 
Sorgfalt nachgegangen. In Tabellen und Kurven haben die Der- 
anſtalter aufzuzeigen verſucht, in welchen Lebensverhältniſſen die 
Jugendlichen aufwachſen, wie ihre berufliche Schichtung iſt, und 
welche Leiſtungen von öffentlichen und privaten Organen für ſie 
aufgebracht werden. Die endgültigen Ergebniſſe der umfangreichen 
Erhebungen, die mittels Fragebogen gemacht worden ſind, werden 
jetzt in einer ſehr leſenswerten Schrift von Dr. Bernhard Mewes, 
„Die erwerbstätige Jugend“ im Verlag Walter de Gruyter & Co., 
Berlin⸗Leipzig, veröffentlicht. Ungefähr 200 000 Berufsſchüler aus 
allen Teilen Deutſchlands wurden befragt. Aus den Antworten 
ergibt ſich zwar kein abſolutes, aber ein immerhin relatives Bild, 
das für die Lage der Geſamtheit repräſentativ fein dürfte. Die 
Schrift befaßt ſich ausſchließlich mit der erwerbstätigen Jugend, 
läßt alſo die Jugendlichen aus den mittleren und höheren Schulen 
außer Betracht, was hier in Anbetracht der Intentionen dieſer 
Arbeit nicht als Mangel empfunden wird. Vor allem intereſſieren 
die Fragen, die fih mit den Geſundheitsverhältniſſen, Wohn- 
verhältniſſen und Arbeitsverhältniſſen der Jugendlichen be⸗ 
ſchäftigen. Und hier ſind es wieder die Länge der Arbeitszeit, die 
Überſtunden, die Sonntagsarbeit, der durchſchnittliche Arbeitstag 
und die Urlaubsverhältniſſe, die größte Beachtung verdienen, 

Aus der Funahme der Erwerbstätigkeit der Jugendlichen nach 
dem Krieg kann man einen Schluß ziehen auf die Verarmung des 
Mittelſtandes. Die meiſten Eltern ſehen ſich heute gezwungen, 
ihre Kinder nach Abſolvierung der Dolksſchule einem praktiſchen 
Beruf zuzuführen. Schätzungsweiſe darf angenommen werden, daß 
80 v. H. der jugendlichen Bevölkerung im Alter von 14—21 Jahren 
erwerbstätig ſind. Auch die Erwerbsloſigkeit ift an den Jugend- 
lichen nicht vorübergegangen. Nach der Erwerbsloſenzählung vom 
2. Juli 1926 waren 272 157 Jugendliche erwerbslos. Das ift eine 
erſchreckende Fahl. 
Jugendliche. Wenn man diefe Zahlen betrachtet, fo fällt es einem 
ſchwer, nicht von einer Wirtſchaftskriſis zu ſprechen, die fundamental 
gerade die Exiſtenz aller Jugendlichen bedroht. Es iſt ja wir 
richtig, in Seiten der Arbeſtsloſigkeit die wirtſchaftliche und ſoziale 
Bedrohung der älteren auf die jüngeren Erwerbstätigen abzuwälzen. 
Das kann aber nicht verkennen laſſen, daß die pſychologiſche Aus- 


17 v. H. aller Erwerbslofen waren demnach 


wirkung einer ſolchen Maſſenentlaſſung der Jugendlichen zu einer 
latenten Gefahr wird. Fehlt einmal der wirtſchaftliche Rückhalt, 
den dieſe jungen Leute heute noch (noch!) in ihrem Elternhaus 
haben, ſo ſind die Folgen kaum abzuſehen, die ſich aus einer ſolchen 
Derelendung des Jugendproletariats ergeben müſſen. 

5 v. H. aller Jugendlichen wurden bei der ärztlichen Untere 
ſuchung durch den Schularzt als berufsunfähig bezeichnet. Auch 
hier macht fih die deſtruktive Wirkung der Großſtadt geltend. In 
den Großſtädten iſt die Fahl der Nichtberufsfähigen weſentlich 
größer als in den Land⸗ und kleineren Stadtgemeinden. Eine 
Unterſuchung des Geſundheitszuſtands der Jugendlichen während 
der Berufsſchulzeit zeitigte aber noch viel ſchlimmere Ergebniſſe. 
Rund 56 v. B. aller Jugendlichen find in ihrer Arbeitsfähigkeit er- 
heblich beeinträchtigt. Es überwiegen Knochen- und Muskelerkran⸗ 
kungen (11 v. H.), allgemeine Schwächlichkeit mit 9 v. H. und Seh- 
ſtörungen mit 6 v. . Hier machen fih ohne Zweifel die Nad- 
wirkungen des Krieges und der Inflationsjahre geltend. 


Das ganze ſoziale Elend unſerer Zeit wirkt ſich auch in den 
Wohnverhältniſſen der Jugendlichen aus. Auch hier ſtehen, wie 
begreiflich, die Großſtädte an der Spitze. Wie e 
der Achtſtundentag für die jugendlichen Arbeiter ft, 
können folgende Angaben erweifen: In den Großſtädten über 
100 000 Einwohner haben 65,6 v. J. aller Jugendlichen eine 
48jtündige Arbeitswoche. In den Gemeinden unter 5000 Ein- 
wohner find es nur 56,7 v. H. aller jugendlich Beſchäftigten. Saft 
ebenſo viele haben hier eine Arbeitswoche von über 60 Stunden 
(31 v. H.). An Überſtunden, die von den Jugendlichen gemacht 
werden, entfallen auf die großen Städte 5,48 Stunden in 
der Woche, in den kleineren Gemeinden 2,06 Stunden. 
50,5 v. U. der befragten Jugendlichen leiſten am Sonntag Arbeit. 
In den Großſtädten find es immer noch 10,7 v. . Rechnet man 
noch die Schulzeit hinzu und den Weg bis zur Arbeitsſtätte, 
fo kommt man auf einen durchſchnittlichen Arbeitstag der Jugend⸗ 
lichen von 11,15 Stunden in den Gemeinden über 100 000 Ein- 
wohner und 12,15 Stunden in den Gemeinden unter 5000 Einwohner. 


Reich, Länder und Gemeinden find beſtrebt, die Jugendfürſorge 
immer mehr auszubauen. Aber es fehlt an den entſprechenden 
Mitteln. Das kleine Schaumburg-Lippe gab im Jahre 1926 
18,52 Reichspfennig auf den Kopf der Bevölkerung für die Jugend⸗ 
pflege aus, Württemberg 2,15 Pfennig und im Jahr vorher 
nicht ganz einen Keichspfennig. Die Gemeinden verſuchen 
von ſich aus beizuſteuern, wo Reich und Länder nicht dazu in der 
Lage ſind. Aber mit der Einrichtung von Jugendheimen, Büchereien, 
Sportplätzen allein iſt es nicht getan. Notwendig iſt an erſter 
Stelle Aufklärungsarbeit an den Jugendlichen. 5 
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Vortragstätigkeit 
der Rif H. 1923/29 


Die RÍG. hat ihre ftaatspolitifche Aufklärungsarbeit auch im 
vergangenen Etatsjahr erfolgreich fortſetzen und vertiefen können. 

Aus der Dortragstätigkeit find in erſter Linie die in größeren 
Städten mit ausſchließlich prominenten Rednern abgehaltenen 
Staatspolitiſchen Lehrgänge zu nennen, die je nach 
der Größe des Ortes drei bis ſechs Abende umfaſſen. Insgeſamt 
wurden 55 ſolcher Lehrgänge in allen Teilen des Reiches ver- 
anſtaltet, die von rd. 75 000 geladenen Perſonen aus allen Parteien, 
Ständen und Berufen beſucht wurden. Es ergibt ſich alſo für jeden 
Vortrag eine Durchſchnittsziffer von etwa 400 Beſuchern. 

Sehr viel zahlreicher find die Staats bürgerlichen 
Bildungstage (Wochenendtagungen), die von dem be- 
ſonders vorgebildeten Rednerſtabe der RfH. in den kleinen Städten, 
beſonders den Kreisjtädten, weranſtaltet wurden. Es haben ins- 
geſamt 757 ſolcher Tagungen, die von rd. 108 000 Hörern beſucht 
waren, ſtattgefunden. Die Durchſchnittsziffer für die einzelne 
Tagung beträgt demnach 146 Teilnehmer. 

Aus der Reihe der Spezialveranſtaltungen der RÍG. für ver⸗ 
ſchiedene Berufe ſind beſonders zu erwähnen die Gewerk⸗ 
ſchaftsführerkonferenzen, von denen im Berichtsjahr 
insgefamt neun in Zuſammenarbeit mit den drei großen Ge- 
werkſchaftsrichtungen durchgeführt wurden. — Weiter wurden 
85 Staatsbürgerliche Lehrertagungen mit insgeſamt 
149 Dorträgen veranſtaltet. — Hierher gehören auch die 17 Der- 
trauensmännerkonferenzen, in denen vorwiegend praf- 
tiſche Fragen der Volksaufklärungsarbeit erörtert wurden. 

Das Lichtbildvortragsweſen konnte gegenüber dem 
Vorjahre erheblich geſteigert werden. Insgeſamt ſind durch die 
fl). im vergangenen Jahre direkt oder indirekt 9850 Lichtbild 
vorträge über das ganze Reich verliehen worden. Die Geſamtzahl 
der Teilnehmer an dieſen Lichtbildvorträgen kann auf etwa 750 000 
bis 800 000 geſchätzt werden. 5 

Parallel mit den bisher erwähnten Deranftaltungen liefen zahl⸗ 


reiche Einzelvorträge über die verſchiedenſten politiſchen 


Fragen, die ſich einer exakten Erfaſſung durch die Statiſtik entziehen, 
da fie von Tauſenden von ehrenamtlichen Dertrauensleuten der RÍG. 
unter Zugrundelegung des Heimatdienſt⸗Materials gehalten wurden. 
Ihre Sahl iſt auf etwa 20—25 000 zu beziffern. Daneben find auf 
direkte Anregung der Landesabteilungen der Rfh. im letzten Winter 
noch weitere 2298 Einzelvorträge gehalten worden. 

Die Vortragsveranſtaltungen haben die ehrenamtlichen Mit⸗ 
arbeiter der Rh. auch im vergangenen Jahr zur Bildung von 
Staatsbürgerlichen Arbeitsgemeinſchaften an= 
geregt, die das Gehörte in einem der eins oder zweimal monatlich 
ſtattfindenden Diskuſſionsabende zu vertiefen ſuchen. Insgeſamt 
beſtehen jetzt 66 ſolcher Arbeitskreiſe im Keiche. ; 


Der Heimatdienſt 


Die Ratstagung in Madrid. 


Sum zweitenmal feit Beſtehen des Dölferbundes fand eine 
Ratsſitzung nicht an altgewohnter Stätte in Genf, dem Sitz des 
Völkerbundes, ſtatt. War die vorjährige Dezembertagung in Lu⸗ 
gano, ſo trat diesmal der Rat auf beſondere Einladung der ſpa⸗ 
niſchen Regierung am 10. Juni in Madrid zu ſeiner 55. Tagung 
unter dem Vorſitz des japaniſchen Botſchafters Adatſchi zu⸗ 
ſammen. Die Tagesordnung umfaßte 50 Fragen, unter denen die 
Erörterung des Minderheitenfhutes die wichtigſte war. 

Der Dölkerbundsrat hatte bekanntlich auf feiner letzten Tagung 
nach Anhörung der Anträge der Vertreter Deutſchlands und 
Kanadas einen Dreier⸗Ausſchuß (England, Spanien und Japan) 
eingeſetzt, der kurz vorher in London zu einer Tagung zuſammen⸗ 
getreten war und einen Bericht ausgearbeitet hatte. Dieſer Bericht 
ſtand im Mittelpunkt der Beratungen. Es erübrigt ſich, an dieſer 
Stelle noch einmal auf den Bericht ſelbſt und vor allem auf die 
von der deutſchen Regierung vorgelegte Denkſchrift einzugehen. 
(Siehe „Heimatdienſt“ Nr. 11.) Es genügt die nenne daß 
der Dreierbericht, der im Rat durchgepeitſcht und zur Annahme 
gebracht werden ſollte, bei der deutſchen Delegation einer ſcharfen 
Ablehnung begegnete. Von deutſcher Seite wurde noch einmal ſehr 
eindrucksvoll der deutſche Gedankengang erläutert und der Lon⸗ 
doner Bericht in ſeiner vorgeſchlagenen Geſtalt für Deutſchland als 
unannehmbar erklärt. Der ſchließliche Erfolg war die Annahme 
eines von dem Berichterſtatter Adatſchi unter Benutzung des Lon⸗ 
doner Berichts, aber nicht in Übereinftimmung des mit ihm verfaßten 
Endberichtes und die Offenhaltung von Erläuterungen, Erklärun⸗ 
gen und Vorbehalten hierzu für jedes Ratsmitglied. Auf eine 
ganz kurze Formel gebracht, unterſcheidet ſich der „Madrider“ Be⸗ 
richt von dem „Londoner“: 

1. Durch die in der Diskuſſion des Nats-Komitees erzielten 

e get im techniſchen Verfahren des Minderheiten⸗ 
utzes; 

2. in dem Verzicht auf die Feſtlegung eines prinzipiellen 

Standpunktes, 
5. darin, daß er fih nicht als eine endgültige Löſung des 
Minderheitenproblems durch den Völkerbund ausgibt. 

Der Bericht ſtellt alfo eine weſentliche Verbeſſerung gegen⸗ 
über der bisherigen Sachlage dar und zählt in ſechs Punkten die 
Verbeſſerungsvorſchläge für das Verfahren bei der Behandlung 
von Minderheitenbeſchwerden auf, die ſofort als Ratsbeſchluß in 
Kraft treten ſollen und nicht, wie urſprünglich vorgeſehen, den Re⸗ 
gierungen mit Minderheitenverpflichtungen nur als Empfehlungen 
unterbreitet werden ſollen. Nachdem der Rat von dem Londoner 
Bericht ſoweit abgerückt war, würde eine Ablehnung der Der- 
beſſerungen Deutſchland von den Gegnern der Minderheiten⸗ 
regelung dahin ausgelegt worden ſein, daß es uns weniger auf 
tatſächliche Fortſchritte, als auf eine agitatoriſche Wirkung an⸗ 
komme. Da aber Deutſchland bei ſeinem ganzen Eintreten für 
eine Neuregelung dieſes Problems ausſchließlich die Intereſſen der 
Minderheiten und des Völkerbundes im Auge hat, ſo war die An⸗ 
nahme eines Dorfchlages, der weſentliche Verbeſſerungen für das 
Minderheitenverfahren bringt, eine Notwendigkeit, zumal er für die 
Zukunft die Möglichkeit bietet, die prinzipielle Frage in ihrer Ge- 
ſamtheit und zu gegebener Seit, vielleicht unter günſtigeren Be⸗ 
dingungen und unter Sekundierung aus den Reihen der Völker- 
bundsmitglieder wieder aufzurollen. — 

Daß neben dieſer bedeutungsvollen Frage, die in ihrer teil⸗ 
weiſe dramatiſchen Behandlung die Weltöffentlichkeit tagelang in 
Spannung hielt, die anderen Punkte der Tagesordnung zurück⸗ 
traten, nimmt nicht weiter wunder. Nur der auf deutſchen Antrag 
als dringliche Angelegenheit zur Erörterung geſtellte Punkt der 
Liquidation von etwa 50 000 ha deutſchen Grundbeſitzes in 
Polen rief erneut Spannungen hervor. Dr. Streſemann bean⸗ 
tragte ein Dergleichsverfahren mit einem neutralen Schiedsrichter 
und Einſtellung der Enteignung bis zur Herbeiführung einer Ent⸗ 
ſcheidung. Bei Nichtannahme dieſes Dorfchlages behalte fih Deutſch⸗ 
land die Anrufung des Internationalen Schiedsgerichtshofes im 
Haag vor. Im Namen der Deutſchen Regierung gab er die Er- 
klärung ab, daß dieſe bereit ſei, jedem Vorſchlag, der eine gerechte 
Löſung im Wege der gegenſeitigen Verſtändigung vorfieht, ihre 
Suſt immung und Unterſtützung zu geben. Die deutſch⸗polniſche 
Kontroverfe, die das polniſche Ratsmitglied Faleſki durch Ein- 
beziehung der Oppelner Vorgänge unnötig zuſpitzte, hat einen für 
Deutſchland unzweifelhaft günſtigen Eindruck hinterlaſſen. Man 
wertete es als ein höfliches und lopales Verhalten gegenüber dem 
Völkerbundsrat, daß Deutſchland verſuchte, durch dieſen die Rechte 
der deutſchen Minderheit zu ſchützen, anſtatt ſich direkt an den 
Internationalen Gerichtshof zu wenden. 


240 


Zur Zeitgeſchichee 


Im Verlauf der Verhandlungen wurde eine Einigung erzielt, 
die vom Völkerbundsrat einſtimmig angenommen worden iſt und 
die fih in die folgenden Punkte zuſammenfaſſen läßt: 

1. Die deutſche und die polniſche Regierung verpflichten ſich, 
in kürzeſter Friſt direkte Verhandlungen über die Frage der 
Liquidation des deutſchen Eigentums in Polen aufzunehmen, 
und zwar unter Führung des gegenwärtigen Präſidenten des 
Dölferbundsrates, Botſchafter Adatſchi, oder einer anderen 
von ihm bezeichneten neutralen Perſönlichkeit. Voraus ſicht⸗ 
lich wird hierfür der gegenwärtige Präſident der deutſch⸗ 
polniſchen Gemiſchten Schiedsgerichts⸗Kommiſſion aus⸗ 
erſehen werden. 

2. Der Vertreter hat nicht die Befugniſſe eines Schiedsrichters. 
Die deutſche Regierung behält ſich, wenn das auch nicht aus⸗ 
drücklich erklärt wird, völlige Freiheit vor, jederzeit von ſich 
aus den Internationalen Haager Gerichtshof anzurufen, 

5. Die Polniſche Regierung verpflichtet ſich, in denjenigen 
Fällen, wo der Anſpruch eines Enteigneten auf die pol- 
niſche Staatsangehörigkeit einwandfrei feſtgeſtellt wird, den 
Enteigneten wieder in ſein bisheriges Eigentum zurückzu⸗ 
verſetzen. Stößt die Rückgabe auf praktiſche Schwierig⸗ 
keiten, ſoll fie durch die Zahlung einer angemeſſenen Ent⸗ 
ſchädigung erſetzt werden. 

Es bleibt abzuwarten, ob und inwieweit die Polen die offen⸗ 

baren Verſtöße gegen die Liquidations⸗ und Vationalitätsbeſtim⸗ 
mungen des DVerſailler Vertrages wieder gutmachen. — 


Aus den verſchiedenen Wechſelreden verdient eine Stelle be⸗ 
ſonders herausgegriffen und feſtgenagelt zu werden, da ſie in den 
politiſchen Erörterungen der nächſten Monate eine nicht unweſent⸗ 
liche Rolle ſpielen dürfte. Als Briand bei der Behandlung der 
Minderheitenfrage die Aſſimilations⸗Theorie wieder anklingen ließ, 
wandte ſich Dr. Streſemann in einer kurzen und ſehr ge⸗ 
ſchickten Replik gegen dieſen Ausdruck der erſtrebenswerten „Ver- 
ſchmelzung“, der mißverſtanden werden könnte. Man müſſe unter⸗ 
ſcheiden zwiſchen der notwendigen Lopalität der Minderheiten dem 
Staat gegenüber und dem Recht der Minderheiten auf 
Wahrung und Pflege ihrer Eigenart, ihrer 
Raſſe, ihrer Sprache und ihrer Kultur. Und fügte 
dann hinzu, er könne verſichern, daß niemand dem Grund⸗ 
ſatz der Achtung der Souveränität der Staaten 
größeres Derftändnis entgegenbringen würde 
als der Vertreter Deutfhlands Ob Briand, der bei 
beiden Formulierungen zuſtimmend nickte, dieſe Anſpielung auf die 
ne der Rheinlandräumung begriffen hat, bleibt dahin⸗ 
geitellt. 


Reue verträge mit Litauen. 


Durch Austauſch der Ratififationsurfunden in Kowno wurde 
eine ganze Reihe von Verträgen international in Kraft geſetzt, die 
im Verlaufe des vergangenen Jahres zwiſchen Deutſchland und 
Litauen abgeſchloſſen worden ſind. Es handelt ſich hierbei um 
folgende neun Verträge: 

1. den Schiedsgerichts⸗ und Dergleichsvertrag vom 29. Januar 

1928 nebſt einem Schlußprotofoll, 
2. den Vertrag über die Regelung der Grenzverhältniſſe vom 
29. Januar 1928 nebſt einem Schlußprotokoll, 
5. das Abkommen über die Unterhaltung und Verwaltung der 
Grenzgewäſſer vom 29. Januar 1928, 
4. das Abkommen über die Fiſcherei im Kurifchen Haff und 
einigen Grenzflüſſen und Seen vom 29. Januar 1928, 
5. das Abkommen über die Fürſorge für die Militärrenten⸗ 
empfänger im Memelgebiet vom 29. Januar 1928, 
„den Handels- und Schiffahrtsvertrag vom 50. Oktober 1928, 
den Konſularvertrag vom 50. Oktober 1928, 
das Abkommen über den Rechtsverkehr vom 50. Oktober 1928, 
. das Abkommen über die Fürſorge für die Penſionäre im 
Memelgebiet vom 15. November 1928. 

Durch den nach Artikel 99 des Derfailler Vertrages erfolgten 
Übergang der Souveränität über das Memelgebiet auf die alliierten 
und aſſoziierten Mächte wurde eine Lage geſchaffen, welche die 
beteiligten Regierungen vor eine Fülle von Aufgaben rechtlicher und 
wirtſchaftlicher Natur ſtellte. Ein Verſuch, dieſe Aufgabe wenigſtens 
zum Teil zu löſen, wurde mit der am 8. Mai 1924 in Paris unter- 
zeichneten Memelkonvention gemacht, durch die unter Vorbehalt der 
in dieſem Abkommen feſtgeſetzten Bedingungen die auf die Alliierten 
übergegangenen Rechte und Anſprüche auf Litauen übertragen und 
das autonome Memelgebiet geſchaffen wurde. Deutſchland hat hier⸗ 
bei nicht mitgewirkt. 
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Während der ſich lange hinziehenden Verhandlungen über die 
Memelkonvention war jedoch bereits damit begonnen worden, die 
allgemeinen rechtlichen und wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen 
Deutſchland und Litauen durch den Dertrag vom 51. Mai 1925 über 
die Regelung der mit den Ereigniſſen des Weltkrieges zuſammen⸗ 
hängenden Fragen und durch den Handelsvertrag vom I. Juni 1925 
vorläufig feſtzulegen. Die Beſtimmungen dieſer Verträge, durch 
welche die Dertragichliegenden erklären, aus den Ereigniſſen des 
Weltkrieges keinerlei Anſprüche gegeneinander herleiten zu wollen 
und fih bereits auf einzelnen Gebieten den Grundſatz der Meiſt⸗ 
begünſtigung zuzuſichern, wurden ſowohl unſererſeits wie von ſeiten 
Litauens als Ausgangspunkt für weitere Vereinbarungen auf recht⸗ 
lichem und wirtſchaftlichem Gebiet angeſehen. 

Bald ſtellte ſich jedoch heraus, daß über die Auslegung ver⸗ 
ſchiedener Beſtimmungen der Memelkonvention ſowie über die mit 
der Schaffung eines autonomen Memelgebietes zuſammenhängenden 
Fragen Verhandlungen eingeleitet werden mußten. Ein Gebiet, auf 
dem fich die verſchiedenartigen Auslegungsmöglichkeiten der Memel⸗ 
konvention zuerſt fühlbar machten, war die Staatsangehörigkeit. 
Deshalb wurde zur Ausführung der entſprechenden Beſtimmungen 
der Artikel 8—10 der Memelkonvention am 10. Februar 1925 das 
ſogenannte deutſch⸗litauiſche Optionsabkommen abgeſchloſſen. 

Von den jetzt neu abgeſchloſſenen Verträgen ſind zunächſt das 
Abkommen über die Militärrenten und das über die Beamten⸗ 
penſionen eine Folge der Abtretung des Memelgebietes. Das 
Abkommen regelt die Fürſorge für die Militärrentenempfänger 
und ihre Hinterbliebenen. Litauen übernimmt die Koften dieſer 
Verſorgung. ; A 

In befonderem Zufammenhang mit dem Memelgebiet ſtehen 
ferner die Fragen, die durch ein Grenzabkommen, ein waſſerwirt⸗ 
ſchaftliches Abkommen und ein Fiſchereiabkommen mit Litauen am 
29. Januar 1928 geregelt worden ſind. 

Die Landesgrenze zwiſchen dem Deutſchen Reich und Litauen iſt 
entſprechend ihrer Feſtſetzung durch Artikel 28 des Derjailler Ver- 
trages von Dertretern der beiderſeitigen Regierungen an Ort und 
Stelle feſtgeſtellt und, ſoweit erforderlich, vermarket und aufgemeſſen 
worden. Es handelt ſich dabei lediglich um eine Regelung des tat⸗ 
ſächlichen Grenzverlaufes und der durch ihn bedingten Grenzverhält⸗ 
niſſe. Die deutſch⸗litauiſche Grenze wird zum großen Teil durch 
den Memelſtrom und einen ſeiner Mündungsarme, den Skirwieth, 
gebildet und durchſchneidet das Kurifche Haff, Gewäſſer, die für 
beide Länder von großer wirtſchaftlicher Bedeutung ſind und deren 
Unterhaltung ein einheitliches Syſtem bildet, jo daß im Vertrags- 
wege über die Unterhaltung und Verwaltung der Grenzgewäſſer 
einheitliche Beſtimmungen getroffen werden mußten. Um gleiche 
Vorſchriften über die Schonung der Fiſchereibeſtände und die erfor⸗ 
derlichen Kontrollmaßnahmen einzuführen, wurde das Abkommen 
über die Fiſcherei im Kurifchen Haff und den anliegenden Ge» 
wäſſern abgeſchloſſen. 5 

Durch eine Reihe weiterer Verträge iſt der Ausbau der 
allgemeinen rechtlichen und wirtſchaftlichen Beziehungen der beiden 
Länder gefördert worden. In dieſer Beziehung kommen der all⸗ 
gemeine Schiedsgerichts⸗ und Dergleichsvertrag vom 29. Januar 1928 
ſowie das Abkommen über den Rechtsverkehr und der Konfular- 
vertrag vom 50. Oktober 1928 in Frage. 

Der am 50. Oktober 1928 unterzeichnete deutſch⸗litauiſche Kon⸗ 
ſularvertrag entſpricht in ſeinem Aufbau und in ſeinem weſentlichen 
Inhalt dem deutſchen Dertragsichema. Demgemäß beſteht auch der 
deutſch⸗litauiſche Konſularvertrag, abgeſehen von einigen in einem 
beſonderen Abſchnitt zuſammengefaßten Schluß beſtimmungen aus 
drei Abjdmitten. Der erſte Abſchnitt regelt die Fulaſſung der 
Konſuln, der zweite Abſchnitt behandelt die wichtigſten Vorrechte 
und Befreiungen der Konfuln im einzelnen und ſtellt für alle Vor⸗ 
rechte und Befreiungen den Grundſatz der Meiſtbegünſtigung unter 
der Bedingung der Gegenſeitigkeit auf. Die gleiche Regelung ent⸗ 
hält der Abſchnitt 5 bezüglich der Amtsbefugniſſe der Konfuln. 

Der Rechtsverkehr in bürgerlichen Angelegenheiten und Handels- 
ſachen war bisher zwiſchen Deutfchland und Litauen vertragsmäßig 
nicht geregelt. Das Abkommen über den Rechtsverkehr ift dazu 
beſtimmt, die bisherigen Lücken auszufüllen und dadurch den beider⸗ 
ſeitigen Staatsangehörigen die Wahrnehmung ihre Rechtsangelegen- 
heiten zu erleichtern ſowie den Rechtshilfeverkehr der Gerichts⸗ 
behörden zu vereinfachen und zu beſchleunigen. 

Die Inkraftſetzung aller vorerwähnten Verträge ift im beider- 
ſeitigen Einverſtändnis von der vorherigen Unkerzeichnung des 
Bandelsvertrages abhängig gemacht worden, über deſſen Beſtimmun⸗ 
gen die Verhandlungen bereits kurz nach Inkraftſetzung des erſten 
Handelsvertrages mit Litauen (5. Mai 1926) begonnen haben. 
Während noch bei den im Sommer 1922 geführten Verhandlungen 
der gleichzeitige Abſchluß eines Folltarifabkommens in Aus ſicht 
genommen war, ift der am 50. Oktober 1928 unterzeichnete Handels- 
vertrag auf dem Grundſatz der Meiſtbegünſtigung aufgebaut, wo⸗ 
durch die anderen Ländern gewährten Dergünftigungen den Vertrag⸗ 
ſchließenden ohne weiteres zufallen. 


Der Preuße des Balkans. 


Bulgarien hat ſoeben eine Ooppelfeier von hiſtoriſcher 
Bedeutung begangen. 50 Jahre ſind ſeit ſeiner Befreiung von 
der türkiſchen Oberherrſchaft verfloſſen und 1000 Jahre ſeit dem 
Goldenen Zeitalter unter dem Zaren Simeon. 


Noch vor 60 Jahren ſprach kein Menſch von dem Volke der 
Bulgaren. Damals war das von ihm bewohnte Land eine der ein⸗ 
träglichſten türkiſchen Provinzen. Erſt als im Kriege 1877/78 Ruß⸗ 
land dem ſtrebſamen Dolfe die langerſehnte Freiheit verſchaffte, 
merkte die Welt auf. Seine Nationalhymne „Schumi Maritza“ gab 
Kunde nicht nur von der wildromantiſchen Schönheit des Landes, 
ſie war auch der Ausdruck des durch das Türkenjoch bislang ein⸗ 
gedämmten, nun in ſeiner ganzen Leidenſchaftlichkeit entfeſſelten 
ungeſtümen Temperaments. Das drängte nach Entſpannung in er⸗ 
bittertſtem Parteikampf, es tränkte die Päſſe und Ebenen mit Blut 
von Freund und Feind. Schäume! In dem einen Wort ſchon liegt 
die vollendete Charakteriſtik von Land und Leuten Bulgariens. 

Politiſch iſt der Bulgare auch heute nicht leicht zu behandeln, 
gibt es doch bei fünf Millionen Einwohnern nicht weniger als neun 
politiſche Parteien. Zahlreiche politiſche Morde großen und kleinen 
Stils ſetzten beſonders nach dem verlorenen Kriege ein. Der frühe⸗ 
ren Regierungspartei wurde die Schuld an dem kataſtrophalen Aus⸗ 
gang des Krieges zugeſchoben. Ein ſiegreicher Krieg hätte die innere 
Serriſſenheit überbrücken können, ein verlorener mußte den Baß 
ſteigern gegen die, die das Volk für dieſen Krieg verantwortlich 
machte. Und er tat es auch. König Ferdinand mußte dem Thron 
entſagen, Miniſterpräſident Radoſlavow fliehen. Die radikale Rich⸗ 
tung ſiegte. Das Kabinett Stambuliiſki, eine homogene Bauern⸗ 
regierung, löfte die ſtärkſte bürgerliche Oppoſition aus. Morde ver⸗ 
ſchärften die Lage. Mit Hilfe der Armee wurde Stambuliiſki ſchließ⸗ 
lich won den bürgerlichen Parteien geſtürzt. 

Nach dieſem Umſturz entſpann ſich der erbittertſte und blutigſte 
Parteikampf, den die Geſchichte Bulgariens kennt. Die Lager 
waren klar geſchieden. Auf der einen Seite die regierende bürger⸗ 
liche Koalitionspartei und die Sozialdemokraten, die zum größten 
Teil den Putſch aktiv unterſtützt hatten, auf der anderen Seite die 
Kommuniſten und Agrarier, die fih einander nach dem Umſturz 
genähert hatten. Im September 1925 unternahmen dieſe beiden 
Parteien einen Aufſtand, der aber nach vielem Blutvergießen 
niedergeſchlagen wurde. Bald darauf wurde die Kommuniſtiſche 
Partei verboten. Die natürliche Folge war die Gründung 
einer illegalen Organiſation, was auf der Gegenſeite das gleiche 
Abwehrergebnis zur Folge hatte. Die politiſchen Morde häuften ſich 
erneut in geradezu erſchreckender Weiſe und hiermit war der Über⸗ 
gang zu dem mißglückten Bandenüberfall auf den König und dem 
einige Tage ſpäter ausgeführten furchtbaren Attentat in der Kirche 
Sweta Nedelia gegeben, das fih am 16. April wieder einmal 


jährte. 


Die Zeit hat inzwiſchen mancherlei Wunden geheilt. Die innen⸗ 
politiſche Oberfläche iſt geglättet, wenn auch bei der Hartnäckigkeit 
der Parteiführer anzunehmen iſt, daß das Grundwaſſer noch nicht 
ganz ruhig iſt. Mit Recht nennt man die Balkanländer brodelnde 
Hexenkeſſel, aus denen von Zeit zu Zeit immer wieder neue und 
wilde Ausbrüche erfolgen, die oft genug ſchon das Wetterleuchten 
für Verwicklungen der europäiſchen Großmächte waren. ; 

Wer Sofia, am Fuße der Witoſcha, die kühn die ſchneebedeckten 
Felſenhäupter gen Himmel reckt, zum erſten Male betritt, der ift 
überraſcht von dem Gegenſatz, der ſich hier zu Belgrad bietet. 
Dort überwiegend orientalifcher Einſchlag, hier faſt rein euro- 
päiſcher. Trotz verlorener Kriege und drückender Reparations⸗ 
laſten ein Bild der Sauberkeit und Arbeit. Der Bulgare ſchafft an 
dem inneren Ausbau ſeines Heeres — das Diktat von Neuilly ge⸗ 
ſtattet eine Miliz von 20 000 Mann —, das in feiner äußeren Auf⸗ 
machung dem . des ehemaligen Sarenreiches nachgebildet 
ift In der Difziplin ijt er aber ſtraffer, was ihm jhon früher den 
Titel „Der Preuße des Balkans“ eintrug. 

Rund fünf Millionen Einwohner zählt das Land, drei Viertel 
von ihnen ſtellen die Bulgaren. Daneben bilden Türken, Rumänen, 
Griechen und die beſonders typiſchen Figeuner die fremdſtämmigen 
Dolfsteile des Landes. 

Das Land ift überwiegend agrariſch, Tabakbau und Roſen⸗ 
kulturen verſchaffen ihm neben Wolle und Leder beachtenswerte 
und lohnende Ausfuhrartikel. 80 v. H. der Bewohner find Klein- 
bauern, und es gibt keine Großgrundbeſitzer, keine Induſtriellen, 
keine adligen und keine klerikalen Klaſſen. 

k 


Aus einer verhältnismäßig kurzen Vormachtſtellung ift Bul- 
garien zum ſchwächſten und einflußloſeſten Land des Balkans 
geworden, das unter den ſchweren wirtſchaftlichen Bedingungen 
von Neuilly leidet. Mit feiner fleißigen, nüchternen, ſtrebſamen 
und ſparſamen Bevölkerung aber wird Bulgarien die Zeit der Not 
ſicherlich bald überwinden. Das ſei Deutſchlands Wunſch zur 
gegenwärtigen Feier. Heide. 
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Die Reform der Arbeitslofenverfiherung. 


Regierung und Regierungsparteien find fih darüber einig ge⸗ 
worden, die Reform der Arbeitsloſenverſicherung nicht mehr in der 
gegenwärtigen Sitzungsperiode des Reichstages, ſondern erſt in einer 
Spätſommertagung zu behandeln. Der ſozialpolitiſche Ausſchuß des 
Reichstags wird bereits am 15. Auguſt ſeine Beratungen hierüber 
aufnehmen; bis zu dieſem Zeitpunkt wird auch das Ergebnis des 
von der Regierung einberufenen Sachverſtändigen⸗Ausſchuſſes vor⸗ 
liegen müſſen. 

Wie notwendig eine raſche Reform der Arbeitsloſenverſicherung 
iſt, geht ſchon aus der Höhe der Darlehen hervor, die das Reich der 
Reichsanſtalt für Arbeitsloſenverſicherung während des Etats- 
jahres 1928 ſowie im April und Mai des laufenden Etatsjahres 
zur Verfügung ſtellen mußte. Insgeſamt find im Etatsjahre 1928 
aus Reichsmitteln teils in Form von Darlehen, teils in Form ver- 
lorener Zuſchüſſe an die Neichsanftalt 288 Millionen gezahlt 
worden. Don den im Neichshaushalt 1929 als Darlehen für die 
Arbeitsloſenverſicherung vorgeſehenen 150 Millionen ſind bisher 
bereits 85 Millionen angefordert worden, obgleich die Saiſon⸗ 
arbeitsloſigkeit ſeit Anfang April einen beträchtlichen Rückgang er⸗ 
fahren hat und ſeit dem 1. Mai als beendigt gelten kann. Nimmt 
man an, daß die durchſchnittliche Arbeitsloſenziffer in den kom⸗ 
menden ſechs Wintermonaten im Monatsdurchſchnitt 1,5 Millionen 


betragen wird, fo würde die Arbeitsloſenverſicherung, da ihr Gauss 


‚ halt lediglich für die Unterſtützung von 800 000 Erwerbsloſen 


reicht, durchſchnittlich 700 000 Arbeitsloſe aus Darlehen des 
Keiches unterhalten müſſen. Bei einem durchſchnittlichen monat⸗ 
lichen Unterſtützungsſatz von 80 M. für den einzelnen Erwerbs⸗ 
loſen ergäbe dies einen Betrag von 556 Millionen Mark, die das 
Reich im Laufe des Winters erneut zur Verfügung ſtellen müßte. 
Tatſächlich ſind jedoch, wie erwähnt, nur 150 Millionen für das 
laufende Etatjahr ausgeworfen, von denen bereits über die Hälfte 


im April und Mai verbraucht worden ift. 


Es iſt ohne weiteres erſichtlich, daß eine derartige Bean⸗ 
ſpruchung von Reichsmitteln, für die im übrigen erft in einem Nach⸗ 
tragsetat die notwendigen Dorausſetzungen geſchaffen werden 
müßten, die ohnedies ſchlechte Kaſſenlage des Reiches in einer un⸗ 
erträglichen Weiſe anſpannen würde. Sieht ſich das Reich indeſſen 
außerſtande, die erforderlichen Juſchüſſe bereitzuſtellen, jo würde 
andererſeits die Keichsanſtalt ſchon im Laufe des Herbſtes oder des 
beginnenden Winters ſich in der Zwangslage ſehen, ihre eigenen 
Einnahmen mit ihren Ausgaben in Einklang bringen zu müſſen, 
d. h. ihre Leiſtungen auf ein Maß zu beſchränken, das ihren Ein⸗ 
nahmen entſpricht. Eine ſchnelle und gründliche Reform der 
Arbeitsloſenverſicherung noch vor dem Eintritt der kälteren Jahres- 
zeit iſt daher nicht nur ein ſozialpolitiſches, ſondern auch ſtaats⸗ 
politiſches Gebot. 


(Die Chronik des Verſailler Vertrages mußte in dieſer Nummer wegen Raummangels fortfallen. Sie wird in der nächſten Nummer fortgeführt.) 


„Der Kampf um den Frieden.“ Deutſchland⸗ Frankreich 
in der europäiſchen Politik. Don Wolf von 
Dewall. Frankfurter Societäts⸗Druckerei G. m. b. H., Abtei⸗ 
lung Buchverlag Frankfurt a. M., 244 S. Ganzleinen 6,80 M. 

Allmählich rückt die Zeit, die wir ſelbſt erlebt haben, ſchon ins 
Stadium der Geſchichte. Es geht diesmal ſchneller als ſonſt. Denn dieſe 
zehn Jahre ſeit 1910 waren ſo mit komprimierter Handlung voll⸗ 
gepfropft, daß ſie geradezu zur Geſchichtsſchreibungherausfordern. Zwar 
ſind gerade wir Deutſchen am ſtärkſten mit jeder Nervenfaſer in dieſe 
zehn Jahre Geſchichte verwoben. Denn bis zum Zerreißen find nicht 
nur einmal, ſondern immer wieder die Nerven gerade des deutſchen 
Volkes in dieſen Jahren angeſpannt worden. Darum iſt es gerade 
für einen Deutſchen außerordentlich ſchwer, sine ira et studio 
Geſchichte zu ſchreiben über diefe zehn Jahre. Der erſte Verſuch war 
wohl der von Staatsſekretär von Rheinbaben in ſeinem ausführ- 
lichen Buch „Den Derfailles zur Freiheit“ (1928). Nunmehr hat 
der bekannte Außenpolitiker der „Frankfurter Zeitung“, Wolf von 
Dewall, dieſe Aufgabe erneut aufgegriffen. Der Stoffkreis iſt im 
weſentlichen der gleiche wie bei Rheinbaben. Doch die Art der Be- 
handlung ift bei Dewall etwas anders. Rheinbaben kam es mehr 
auf die fortlaufende, chronologiſche, ſozuſagen exakte hiſtoriſche Dar- 
ſtellung an. Dewall dagegen ſchreibt ſelbſt von ſeinem Werk: 
„Dies Buch will die Entwicklungslinie der deutſchen Außenpolitik 
feit Derfailles zeigen. Es will kein Werk der Geſchichtsſchreibung 
ſein. Es will erzählen. Es will ſo erzählen, daß es geleſen werden 
kann und nicht ſtudiert zu werden braucht. Es werden auch nur 
diejenigen Probleme behandelt, die dazu beigetragen haben, die 
Grundlinie der deutſchen Außenpolitik zu feſtigen.“ 

So kommt es dem Derfafler, wie er ſelbſt bekennt, haupt- 
ſächlich darauf an, Leſer zu finden und ſo zu ſchreiben, daß Leſer 
für den Stoff gewonnen, ja geworben werden. Uns ſcheint das 
Biel des Buches erreicht. Noch einmal ziehen vor unſerem Auge die 
Tage von Derſailles vorüber. Noch einmal erſteht vor uns das geit» 
alter der Konferenzen von Spa, Brüſſel, San Remo, Cannes, 
Genua, um nur die wichtigſten zu nennen. Noch einmal erleben 
wir den Ruhreinbruch und den Umſchwung des Kurfes durch die 
Ausarbeitung und Annahme des Dawesplanes. Wir erleben den 
allmählichen, auch von Kückſchlägen nicht verſchonten Wiederanſtieg 
der deutſchen Politik von Locarno über Genf bis zur Unterzeich⸗ 
nung des Kellogg⸗Paktes in Paris im Auguft 1928. Dewall ver⸗ 
ſteht es ausgezeichnet, die geiſtigen Linien, die durch dieſen Wirr- 
warr der Ereigniſſe durchführen, bloßzulegen. An einzelnen Stellen 
bereichert er auch die hiſtoriſche Kenntnis durch neue Angaben. 
Das gilt vor allem für die Frage der Urheberſchaft an dem be- 
rühmten Memorandum der deutſchen Regierung vom 9. Februar 
1925, bei dem er der verbreiteten Legende entgegentritt, daß der 
damalige engliſche Botſchafter Lord d'Abernon der eigentliche 
geiſtige Vater dieſer Denkſchrift ſei, die den Ausgangspunkt und 
die Grundlage für die Locarnoverträge abgegeben hat. Er ſtellt 
feft: „Was Lord d' Abernon betrifft, fo ift er die ganze Zeit über 
gewiß ein freundlicher Vermittler und Anreger geweſen, doch die 
Autorſchaft des hiſtoriſchen Dokuments kann ihm nicht zugeſchrieben 
werden.“ Ebenſo ift das Buch beſonders ergiebig in feinen Kapi- 
teln, die die geiſtige herkunft und das Zuſtandekommen des Kellogg- 
Paktes liefern. Hier kommen dem Verfaſſer wohl beſonders die 
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Kenntniſſe zugute, die er fih auf feiner jüngſten Amerikareiſe er- 
worben hat. Ebenfalls iſt es außerordentlich intereſſant, die geiſti⸗ 
gen Fäden kennenzulernen, die von den Vereinigten Staaten her- 
überlaufen über die Kriegsächtungsbewegung zum Kellogg ⸗Pakt und 
zur Dölferbundbewegung überhaupt. > 
Das Buch iſt im großen und ganzen: völferbundfreundlich ge⸗ 
ſchrieben, aber doch von einem gefunden und kritiſchen deutſchen 
Standpunkt aus. Es ift „den drei Konſtrukteuren am Frieden, 
Guſtav Strefemann, Carl von Schubert, Friedrich Gaus“, gewidmet 
und foll wohl auch nach der Meinung und Abſicht des Berfaſſers 
ein literariſches Denkmal ſein für die hiſtoriſche Leiſtung dieſer drei 
beamteten Perſönlichkeiten, die dem Nachkriegskurs der deutſchen 
Außenpolitik ihren Stempel aufgeprägt haben. Wir möchten wün⸗ 
ſchen, daß das Buch in recht viele Hände kommt, ſowohl um ſeines 
Gegenſtandes als um ſeiner Darſtellung und Geſinnung willen. 
Wer ſich über die deutſche Politik und die Weltpolitik der letzten 
zehn Jahre Rechenſchaft geben will, wird an dieſem Buch nicht 
vorübergehen können. S. 


„Wirtſchaftsdemokratie als nationale Aufgabe.“ Von Dr. Bruno 
Rauecker. Sieben-Stäbe-Derlag, Berlin 1929. 


Ahnlich wie in der politiſchen Demokratie die Bürger aller 
Berufe und Stände auf die Bildung des Staats willens Ein- 
fluß nehmen, will die Wirtſchaftsdemokratie auch allen Werk⸗ 
tätigen — als mitarbeitend und mitverantwortlich am Wirtſchafts⸗ 
geſchehen — ein Mitbeſtimmungsrecht bei der Wirtſchafts⸗ 
führung einräumen. Das Drängen der arbeitenden Maſſen nach 
Anderung der Wirtſchaftsverfaſſung wird immer lebhafter; in 
gleichem Maße aber treten auch — eine natürliche Reaktion — 
Widerſtände und Hemmungen gegen die Derwirklichung der 
Idee auf. 

Läßt ſich die vorliegende Schrift auf eine Auseinanderſetzung 
mit dieſen in der Luft liegenden Streitfragen eind Sie bejaht 
freudig die Idee und den Nutzen der Wirtſchaftsdemokratie, ſie 
begründet ſie hiſtoriſch. Von hoher Warte betrachtet der Autor das 
Problem als ſolches und kommt zu dem Ergebnis, daß wirtſchafts⸗ 
politiſche und arbeitspfychologifche Momente die Wirtſchaftsdemo⸗ 
kratie in Deutſchland von Jahr zu Jahr dringlicher machen. Er 
bemüht ſich, das Problem aus den „unfruchtbaren Betrachtungen 
nur ſozialwirtſchaftlicher Art“ herauszuheben und unter dem 
Geſichtswinkel ſozialpolitiſcher Notwendigkeiten zu würdigen. Die 
Betrachtung ſozialökonomiſcher Huſammenhänge ſteht nur gelegentlich 
zur Erörterung. 

Was der Derfaffer bietet, ift eine ſozialethiſche und hiſtoriſche 
Grundlegung der Wirtſchaftsdemokratie, eine Rechtfertigung ihrer 
Idee, eine Ausdeutung und Abgrenzung ihrer weltanſchaulichen 
Bedingungen — keine wirtſchaftliche Durchdringung dieſes 
doch eminent ökonomiſchen Problems. Der Derfafler, dem die Be- 
ſchreibung ſeeliſcher Triebkräfte, die Aufhellung pſpchologiſcher Dor- 
gänge und metaphyſiſcher Hintergründe weſentlicher ift als die 
Auseinanderſetzung mit der harten Geſetzmäßigkeit nüchterner 
Wirtſchaftstatſachen, vermeidet in dieſer Arbeit das ſypſtematiſche 
Eingehen auf die ökonomiſchen Votausſetzungen und Begleitumſtände 
der Wirtſchaftsdemokratie. Und diefe wirtſchaftlichen Zufammenhänge 
ſind neuerdings in den Vordergrund der Diskuſſion gerückt worden; 
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find doch erft in jüngſter Zeit von gegneriſcher Seite Argumente gegen 
die Wirtſchaftsdemokratie ins Feld geführt worden, mit denen ſich 
die Auseinanderſetzung verlohnt hätte; fo der Hinweis, Wirtſchafts⸗ 
demokratie fei „verbogener und verpfuſchter Kapitalismus“, er zer⸗ 
rütte ſeiner Natur nach die Wirtſchaftsgrundlagen, anſtatt ſie zu 
feſtigen, könne daher nur zur Verſchlechterung des Wirtſchaftsver⸗ 
trages führen. Mit dieſen Einwänden, die heute im Mittelpunkt 
der Diskuſſion ſtehen, hat fih der Verfaſſer in dieſer Arbeit nicht 
auseinandergeſetzt. 

Und doch iſt das Büchlein für jeden, der ſich um das Problem 
der Wirtſchaftsdemokratie in allen ſeinen Ausſtrahlungen bemüht, 
der, als Wiſſenſchaftler oder Praktiker, daran arbeitet, Wege zur 
Sicherung des ſozialen Friedens und zur Förderung der Volks- 
gemeinſchaft zu ſuchen, von Wert: es dient einer Idee von großer 
Leuchtkraft, einem menſchheitbewegenden Gedanken in geiſtigem 
Ergriffenſein und großer Wärme. No. 


„Das Auslanddeutſchtum als Kulturfrage.” Don D. Dr. Georg 
Schreiber, o. Profeſſor an der Univerſität Münſter. (Deutſch⸗ 
tum und Ausland, herausgegeben von Georg Schreiber, 
Heft 1/18.) XII u. 320 S. Geheftet 8,50 RM, gebunden 
LRM. 

In dem vorliegenden Werk, das nach dem Vorwort des Der- 
faſſers einen Verſuch darſtellt, wird auf Grund langjähriger Er⸗ 
fahrungen und intenſiver Beſchäftigung mit der Auslandskultur⸗ 
arbeit eine Zufammenfaffung bemerkenswerter Einzelheiten der 
Auslandsdeutſchtumbewegung und ihres Schrifttums gegeben. 
Dabei wird dieſe Frage nicht nur vom nationalen Geſichtspunkt 
angepackt, ſondern darüber hinaus vom Standpunkt eines geſunden 
Univerſalismus betrachtet. 

Grundlegend für das Werk und für die Behandlung des 
Minderheitenproblems iſt das chriſtlich kulturelle denken. Die Ab⸗ 
handlung führt über die Einzelheiten hinweg zu den grundſätzlichen 
Frageſtellungen zurück. Damit erſcheint die Minderheitenfrage hin⸗ 
eingeſtellt in das Naturrecht und in die vielſeitigen Beziehungen 
zwiſchen Volk und Kultur. Auf der Grundlage des organiſchen 
Staatsgedankens und in Anerkennung der demokratiſchen Staats- 
form wird auf die Forderungen des Menſchenrechts, des geſchrie⸗ 
benen und ungeſchriebenen Völkerrechtes, als poſitive Werte für den 
Schutz der Minderheiten hingewieſen. Gleichzeitig findet eine be⸗ 
ſondere Anerkennung des Dolkstumsgedankens als eines realen 
Wertes ſtatt. 

Somit darf dieſes Werk eines ausgezeichneten Kenners der 
Minderheitenfrage als eine wertvolle Ergänzung der beſtehenden 
Literatur über das Auslandsdeutſchtum angefehen werden. Als 
eine wiſſenſchaftliche Vertiefung dieſer Frage wird es beſonders 
von der Wiſſenſchaft und von den jungen Studierenden nicht über⸗ 
ſehen werden dürfen. Eine reiche Auswahl von Quellen und Bin- 
weiſen auf wichtige Ereigniſſe innerhalb der letzten zehn Jahre 
runden die Arbeit ab. Man darf die Hoffnung ausſprechen, daß 
das Werk von Georg Schreiber nicht nur einen Anſtoß zur erneuten 
Forſchung gibt, ſondern auch einen bedeutſamen Fortſchritt in der 
Befeſtigung der kulturellen Beziehungen zwiſchen dem Auslands- 
deutſchtum und dem Mutterlande darſtellt. s 


Neue Literatur über öffentliche Finanzwirtſchaft. 
I. „Die Entwicklung der Reichsfinanzen feit 1924“, von Prof. Dr. 
1 Raab, Sentral⸗Verlag G. m. b. B., Berlin 1929, 

122. 5. 

Ein Jahrfünft der Reichsfinanzentwidlung, das von ungewöhn⸗ 
lich ſchwierigen Problemen in Wirtſchaft und politik überſchattet 
war, das die Haushaltführung des Reiches vor manche ſchwerlös⸗ 
bare Aufgabe ſtellte, wird in der vorliegenden Broſchüre in gut 
gegliederter Darſtellung behandelt. In knapper, allgemeinverſtänd⸗ 
licher Form werden die Grundlinien der Finanzwirtſchaft des 
Reichs ſeit 1924 aufgezeigt. Reichhaltiges Tatſachenmaterial wird 
über dieſen Zeitraum, in dem ſchickfalsſchwere finanzpolitiſche 
Probleme heranreiften, geboten. Eine Einleitung über die Ent- 
wicklung der Reichsfinanzen vor dem Kriege und während der 
Kriegs- und Inflationszeit rundet die Darftellung auch nach der 
hiſtoriſchen Seite ab. t | 
Form und eine Reihe graphiſcher Darftellungen ergänzen die Aus⸗ 
führungen des Textes. Alles in allem: eine ſehr aufſchlußreiche 
Schrift, die geeignet iſt, auch den mit dem Stoffgebiet weniger 
vertrauten Leſer een und leicht über den Weg der Reihs- 
finanzen ſeit der tabiliſierung zu unterrichten, die aber auch dem 
Sachkundigen wertvolle Dienfte zu leiſten vermag, weil fie das in 
den Reichshaushaltsplänen und »rechnungen, in finanzſtatiſtiſchen 
Veröffentlichungen und ſonſtigen Publikationen amtlicher und 
nichtamtlicher Art verſtreute Material in überſichtlicher Anordnung 
zuſammenfaßt. 


2. „Finanzen und Steuern, ein Nachſchlagebuch für Theorie und 

raris“ Don Dr. Arnd Jeſſen, in der Sammlung Meyers 

Wörterbücher, H. Meyers Buchdruckerei, Abt. Verlag, Halber⸗ 
ſtadt 1929. 251 S. f 


24 ſtatiſtiſche Überſichten in tabellarifcher 


Kein dickleibiges Kompendium, kein ſchwieriges finanzwiſſen⸗ 
ſchaftliches Handwörterbuch liegt hier vor, ſondern ein leichtfaß⸗ 
liches Wörterbüchlein für jedermann. Ein handliches Vachſchlage⸗ 
buch, das eine ſowohl in den Kreifen der Praxis als auch im 
Lager der Wiſſenſchaft nahezu täglich empfundene Lücke aufs glück⸗ 
lichſte ausfüllt. In etwa 1600 Stichworten wird das weitſchichtige 
Gebiet der Finanzwirtſchaft behandelt. Die Erläuterungen zu jedem 
Stichwort ſind knapp gehalten, bieten aber das Weſentliche und 
bleiben, ſelbſt wenn es gilt, ſchwierige Begriffe aufzuhellen und fein⸗ 
veräſtelte Suſammenhänge zu kennzeichnen, klar und einfach. Als 
Einführung find überdies ein Stichwortverzeichnis und eine ſyſte⸗ 
matiſche Aufgliederung des geſamten Stoffgebiets vorausgeſchickt 
worden. Das Büchlein kann jedem, der mit Finanz⸗ und Steuer⸗ 
fragen zu tun hat, aufs wärmſte empfohlen werden. 


* 


5. „Die öſterreichiſche Finanzwirtſchaft, Bund, Länder, Gemeinden.“ 
Don Dr. Arnd Jeſſen, Zentral-Derlag G. m. b. B., Berlin 
W 55, 1929, 159 S. 


Das Intereſſe für Öfterreich, für feine politiſchen und wirt- 
ſchaftlichen Lebensfragen und für ſeine kulturelle Entwicklung iſt 
in Deutſchland von Jahr zu Jahr gewachſen. Die innige Der- 
bundenheit der Keichsdeutſchen mit dem öſterreichiſchen Bruder- 
volk, die Anteilnahme an ſeinen Nöten und Sorgen findet in der 
Preſſe, in Seitſchriften und Deröffentlichungen aller Art immer 
neuen literariſchen Niederſchlag. In der vorliegenden Broſchüre 
ſchreibt ein Keichsdeutſcher, unterſtützt und beraten von amtlichen 
Stellen in Wien, über das ſehr ſchwierige und in Deutſchland bisher 
weniger beachtete Problem der öffentlichen Finanzwirtſchaft Gſter⸗ 
reichs. Reiche Gliederung des Textes und damit überſichtliche 
Anordnung des überaus forgfältig bearbeiteten Materials zeichnen 
die Schrift aus. Sie gibt ein Geſamtbild der öſterreichiſchen Fi⸗ 
nanzwirtſchaft und ermöglicht einen leichten Überblick über Aus- 
gaben und Einnahmen der öffentlichen Hand und über die Auf- 
gaben und Struktur der Derwaltungsorgane. Das Buch ift in 
hohem Grade geeignet, finanzwiſſenſchaftlich und finanzpolitiſch 
Teen in Deutſchland ſowohl wie in Diterreich wertvolle Auf⸗ 
chlüſſe zu vermitteln. Sch. 


„Die großdeutſche Wirtſchaftseinheit.“ Don Dr. Herbert 
Knieſche. Ziſtoriſch⸗Politiſcher Verlag (Rudolf Hofſtetter). 
Leipzig 1929. Mit 55 Kartenbildern -und Diagrammen. 195 S. 

Die vorliegende Arbeit ift ein Gegenſtück zu dem Buche Heinz 
von Pallers „Der großdeutſche Gedanke“, das im gleichen Verlag 
erſchien. Dort wird einer tief im Weſen des deutſchen Dolfes 
wurzelnden politiſchen Idee, die in der deutſchen Geſchichte bis 
in die jüngſte Gegenwart hinein eine wichtige Rolle ſpielt, 
in ihren vielfältigen Ausſtrahlungen nachgegangen — hier kommt ein 

Vertreter der öſterreichiſchen Wirtſchaftswiſſenſchaft zu Wort, um 

die engen, jahrhundertealten wirtſchaftlichen Bin dun⸗ 

gen zwiſchen dem reichsdeutſchen Wirtſchaftsgebiet und Gſterreich 
aufzudecken; um, mit dem Rüſtzeug wirtſchaftswiſſenſchaftlicher 
gorm „ſchlüſſig nachzuweiſen, daß der Torſo des öſterreichiſchen 

irtſchaftskörpers ohne engſte Angliederung an Deutſchland auf 
die Dauer nicht beſtehen kann. Die Arbeit Herbert Unieſches kann 
als ein Kabinettjtüd wirtſchaftshiſtoriſcher Darſtellung und klarer 

Erfaſſung volkswirtſchaftlicher Fuſammenhänge gelten. Im hiſto⸗ 

riſchen Teil wird dargeſtellt, wie bereits in die Zeit der Kämpfe 

und Leiden um die politiſche Einheit des deutſchen Volkes auch das 

Ringen um ein großdeutſches Wirtſchaftsgebiet fällt, wie dann durch 

die Gründung des neuen Deutſchen Reichs die Löſung des Pro- 

blems einſtweilen vertagt wird, und welche Wege die Entwicklung 
bis zur Serſchlagung der öſterreichiſch-ungariſchen Doppelmon- 
archie ging. Anſchließend an den geſchichtlichen Rückblick wird die 
gegenwärtige Lage Gſterreichs behandelt, um ſchließlich auf die 

Probleme und Möglichkeiten der großdeutſchen Wirtſchaftseinheit 

einzugehen. Um dem Leſer das oft ſpröde Stoffgebiet beſſer ver- 

anſchaulichen zu können, find dem Text eine große Fahl von Karten- 
bildern und Diagrammen beigegeben. Das Buch verdient weiteſte 

Verbreitung, in Deutſchland ſowohl wie in Öfterreich. Sch. 


„Schiffahrt-Jahrbuch 1928.“ Bearbeitet von L. Buckriede⸗ 
Schulz. Seedienſt⸗Verlag, Hamburg. ; 

Ein Nachſchlage⸗ und Sammelwerk über alle Fragen der deut- 
ſchen Schiffahrt, des Überſeeverkehrs, des Schiffbaus, des Fracht⸗ 
verkehrs, der Binnenſchiffahrt uſw. Es gibt Aufſchluß über die Ent- 
wicklung der deutſchen Schiffahrt nach dem Kriege, unter beſonderer 
Berückſichtigung der letzten Jahre. Wer ſich über den Verkehr in den 
großen deutſchen Seehäfen, über die Reedereien und die Größe ihres 
Schiffparks, die Entwicklung des nordatlantiſchen Paſſagierverkehrs, 
die Qualität der Welttonnage, das Weltfrachtgeſchäft und viele 
andere Themen, die zu der deutſchen Handelsflagge in irgendeiner 
Beziehung ſtehen, unterrichten will, wird in dem vorliegenden Buch 
einen trefflichen Wegweiſer und Berater finden. : 
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Grenzland Baden / Von Hermann Hagen, Karlsruhe. 


Die wirtſchaftsgeographiſche Struktur Badens ift in befonderem 
Maß durch ſeine Grenzlandeigenſchaft charakteriſiert. Das verhält⸗ 
nismäßig kleine Land (3,2 v. H. der Geſamtfläche des Reiches und 
3,2 v. H. der Geſamtbevölkerung) wies ſchon vor dem Kriege 
262 Kilometer Reichsgrenzen gegen die Schweiz auf, der Verſailler 
Vertrag und damit der Derluft des Elſaß brachten für Baden weitere 
182 Kilometer Reichsgrenzen (dazu kommen noch 84 Kilometer 
Grenzen gegen die beſetzte Pfalz). Die Län⸗ 
genausdehnung dieſer Grenzſtrecken aber 
fällt — wie die kürzlich veröffentlichte „Ba⸗ 
diſche Denkſchrift über die wirtſchaftliche 
und kulturelle Notlage Badens als Grenz⸗ 
land und beſetztes Gebiet“ hervorhebt — 
um ſo mehr ins Gewicht, als der Flächen⸗ 
inhalt Badens infolge der langgeſtreckten, 
ſchmalen Form des Landes im Verhältnis 
zur Länge der Grenzen gering iſt. Die ba⸗ 
en Landesgrenzen gegen Weiten (Frank⸗ 
reich) und gegen Often (Württemberg) lie- 
gen im Gebiet ſüdlich der Landeshauptſtadt 
Karlsruhe verſchiedentlich weniger als 
40 Kilometer voneinander entfernt. 

Wie einſchneidend ſich dieſe Grenz⸗ 
ziehung wirtſchaftlich auswirkt, läßt ſich 
ebenſoſehr an der Entwicklung der land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen als auch der ge⸗ 
werblichen Betriebs- und Produktionsver⸗ 
hältniſſe erkennen. Was zunächſt die Land- 
wirtſchaft in Baden anbetrifft, ſo haben 
fih die Betriebe mit einer Nutzungs⸗ 
fläche von 2 ha ab aufwärts gegenüber 
der Betriebszählung vom Jahre 1907 
um rund 10 v. H. vermindert, die Parzellenbetriebe dagegen um 
nahezu 20 v. J. vermehrt und — was noch viel ſchwerwiegender 
tft — die Durchſchnittserträge bei Brotgetreide, Gerſte, Hafer und Kar⸗ 
toffeln nehmen ſeit Kriegsende von Jahr zu Jahr ab, ebenſo geht der 
Anbau von Handelsgewächſen und Wein zurück. Die Viehzucht, welche 
für den badiſchen Bauern eine der Haupteinnahmequellen bedeutet, ift 
im großen und ganzen gleichfalls in dauerndem Rückgange begriffen. 
Dieſe rückläufige Entwicklung im badiſchen Landbau iſt — abgeſehen 
von den die ganze deutſche Landwirtſchaft nachteilig beeinfluſſenden 
Wirtſchaftsfaktoren — in erſter Linie darin begründet, daß das 
benachbarte Elſaß mit ſeinen weit geringeren ſteuerlichen und ſo⸗ 
zialen Laſten und in Ausnutzung der Währungsverhältniſſe ſeine 
Agrarprodukte teilweiſe weſentlich billiger nach Baden ausführen, 
als fiè der badiſche Bauer erzeugen kann. Dazu kommt der Derluſt 
großer agrarer Abſatzgebiete im Elſaß, vornehmlich in der Gegend 
von Straßburg. Auch auf dem Gebiete der Holzinduftrie hat Baden 
durch die Abtrennung von Elſaß⸗Lothringen große Schäden erlitten, 
waren doch die ehemaligen Reichslande neben dem Rheinland und 
dem Saargebiet eines der bedeutendſten Ausfuhrgebiete. Zu be- 
rückſichtigen iſt dabei beſonders, daß Baden das relativ waldreichſte 
Land Deutſchlands ift (59,1 v. H. der geſamten Bodenfläche ent- 
fallen auf Wald, wogegen der Reichsdurchſchnitt fih; auf 27,2 v. B. 
beläuft). Die Denkſchrift weiſt vor allem auf die franzöſiſchen Ein⸗ 
fuhrzölle für Hölzer hin und fährt dann wörtlich weiter: „Vermehrt 
werden dieſe Nachteile durch die Durchfuhrtarifpolitik der Reichs⸗ 

: bahn, die aus der Tichecho- 
i ſlowakai und Gſterreich ftam- 
mendes und nach Elſaß⸗ 
Lothringen und dem Saarge⸗ 
biet beſtimmtes Holz billiger 
als deutſches Holz befördert. 
Dieſe beiden Länder find hier: 
durch befähigt, im Elſaß und 
an der Saar ihr Holz um 
etwa 8,64 RM. billiger anzu⸗ 
bieten, als die deutſche Holz- 
produktion dies vermag. 
Hierdurch ift die badiſche 
Holzwirtſchaft von ihren 
traditionellen Märkten abge⸗ 
drängt worden.“ Die noch 
verbliebenen Abſatzgebiete, 
vornehmlich das Rheinland, 
liegen dagegen frachtungün⸗ 
ftig, außerdem hat ſich die Kon; 
kurrenz gerade in dieſer Ge⸗ 
gend aus begreiflichen Grün⸗ 
den erheblich verſtärkt, ganz 
abgeſehen von der Auslands⸗ 


e 
N 


Freiburg i. Breisgau, Münfter 
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konkurrenz, welche vermöge der geringen deutſchen Einfuhrzölle ſehr 
vorteilhaft anzubieten in der Lage iſt. 

Ahnlich liegen die Derhältniffe auf gewerblichem Gebiete. Im 
deutſch⸗franzöſiſchen Randelsabkommen vom 17. Auguſt 1927 mußten 
eine ganze Reihe von Fugeſtändniſſen an Frankreich gemacht werden, 
welche — neben der franzöſiſchen Landwirtſchaft — den franzö- 
ſiſchen Hauptausfuhrinduftrien zugute kommen, dazu kommt die ver- 

ſtärkte Konkurrenz Elſaß⸗Lothringens infolge 
der relativ niedrigen Löhne, außerdem wir⸗ 
ken ſich auch — wie bei der Landwirtſchaft 
— die geringeren Belaſtungen durch Steuern 
uſw. entſprechend aus. Die badiſche Induſtrie 
hatte ihre Nauptabſatzgebiete vielfach in der 
unmittelbaren Umgebung und ſind durch die 
wirtſchaftliche Abtrennung des Elſaß für 
alle im neuen Grenzgebiet liegenden Unter⸗ 
nehmen dadurch ſchwere Schäden erwachſen. 
So deckte Baden beiſpielsweiſe nahezu die 
Hälfte des Geſamtbedarfs Elſaß⸗Lothringens 
an Bau- und Nutzhölzern, vor allem kamen 
auch ſehr bedeutende Grubenholzlieferungen 
in Betracht, etwa ein Drittel der geſamten 
Fabrikation der badiſchen Sigarreninduſtrie 
wurden vor dem Kriege nach Elſaß⸗Lothrin⸗ 
gen und dem Saargebiet abgeſetzt, die badi⸗ 
ſche en wille Textilinduſtrie ſtanden in 
engſten wechſelſeitigen Beziehungen, rund 
ein Fehntel bis ein Fünftel der Produktion 
an Nähmafchinen und Fahrrädern ging in 
die abgetretenen Gebiete; auf dem Ge- 
biete der Nahrungs- und Genußmittel⸗ 
induſtrie haben beiſpielsweiſe die Malz⸗ 
fabriken bis zu 70 v. H. ihres Abſatzes eingebüßt, die 
badiſchen Brauereien haben vor dem Kriege nahezu 200 000 
Hektoliter Bier nach dem benachbarten Elſaß - Lothringen 
geliefert uſw. 

Nicht minder ſchwer wirken fih auch die einſchneidenden Ande- 
rungen auf dem Gebiete der Rheinſchiffahrt aus und weitere große 
Gefahren drohen noch. Gemäß Artikel 358 des Derfailler Vertrages 
hat „Frankreich am ganzen Laufe des Rheins zwiſchen den äußerſten 

Punkten der fran⸗ 
zöſichen Grenzen: a) 
das Recht, zur Spei⸗ 
ſung der bereits ge⸗ 
bauten oder noch zu 
bauenden Schiffahrts⸗ 
und Bewäſſerungs⸗ 
kanäle oder für jeden 
anderen Zweck Waſſer 
aus dem Rhein zu 
entnehmen und auf 
dem deutſchen Ufer 
alle zur Ausübung 
dieſes Rechts erforder- 
lichen Arbeiten aus⸗ 
zuführen, b) das 
ausſchließliche Recht 
auf die durch den 
Ausbau des Stroms 
erzeugte Kraft mit 
dem Vorbehalt, daß die Hälfte des Wertes der tatſächlich ge⸗ 
wonnenen Kraft an Deutſchland vergütet werden muß. In 
der Grenzlanddenkſchrift it im Zuſammenhange damit zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß der franzöſiſche Seitenkanal von Hüningen bis 
Straßburg für Baden — abgeſehen von der in beſchränktem Um⸗ 
fange möglichen Benutzung des Stroms als Dorfluter — eine 
Ausſchaltung von der Waſſernutzung des Rheins zwiſchen 
der Schweizer Grenze und Straßburg bedeuten würde. Eine 
induſtrielle Ent; 
wicklung, welche 
Anſchluß an die 
Rheinwaſſerſtraße 
vorausſetzt, ift als- 
dann am ba⸗ 
diſchen Ufer ober⸗ 
halb Kehls fo 
gut wie ausge 
ſchloſſen. Da an- 
dererſeits das wirt» 
Schwer⸗ 
gewicht im Ge- 
biete der Rhein⸗ 


St. Bla ſien 


V 


ebene liegt, wirkt fich 
dieſer Umſtand doppelt 
nachteilig aus. ; 
Angeſichts dieſer 
durch die Grenzlandeigen⸗ 
ſchaft bedingten Cage ift 
es ſowohl für das Land 
Baden als insbeſondere 
auch für die in der Rhein · 
ebene liegenden Städte 
und Gemeinden aufer: 
ordentli ſchwer, die 
Mittel für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu be⸗ 
ſchaffen. Eines der 
wichtigſten und ſchwie⸗ 
rigſten Probleme ſtellt 
in dieſem Fuſammenhange die Erhaltung beſtehender und die UAn- 
ſiedlung neuer leiſtungsfähiger Unternehmungen dar. Sie ſind nicht 
nur ſelbſt Wirtſchaftsträger, ſondern befruchten auch wieder andere 
Wirtſchaftszweige, ſtärken die heimiſche Kaufkraft und ſpielen ins⸗ 
beſondere auch als Steuerzahler eine ſehr gewichtige Rolle. Neben 
einem Rückgang des Kapitalvermögens um etwa 90 v. H. gegen die Dor- 
kriegszeit iſt nämlich auch ein Rückgang an Betriebsvermögen von rund 
50 v. B. zu verzeichnen. (In Mannheim z. B. ſind die Steuerwerte 
des Betriebsvermögens von 875 Millionen im Jahre 1914 auf 
547 Millionen im Jahre 1925 zurückgegangen, in Karlsruhe von 
252 Millionen auf 122 Millionen, in Freiburg von 111 Millionen 
auf 45 Millionen uſw.) Ahnlich liegen die Derhältniffe auch bei 
den Einkommen bzw. beim Gewerbeertrag. Demgegenüber werden 
an die finanzielle Leiſtungsfähigkeit vornehmlich der Gemeinden 
immer höhere Anforderungen geſtellt. Insbeſondere auf dem Ge⸗ 
biete der Wohlfahrtspflege hat ſich der Aufwand gegenüber der 
Vorkriegszeit in einer ganzen Reihe von Grenzſtädten nahezu bis 
zur Untragbarkeit geſteigert. 
Selbſtverſtändlich dürfen auch die kulturellen Schäden, welche 
ſich in den letzten Jahren erſt in voller Auswirkung gezeigt haben, 
nicht überfehen werden. Es ſei nur auf den Derluft Straßburgs mit 


Höllental, Partie am Höllſteig 


feiner Univerſität, auf die Ferreißung des Fuſammenhangs zwiſchen 
Baden und Elſaß hinſichtlich der Erforſchung des Oberrheingebietes 
uſw. hingewieſen. Dazu kommt noch die Knappheit der Mittel, 
welche die Durchführung mancher notwendiger, kulturfördernder 
Aufgaben unterbindet. 

Wie ſehr der verlorene Krieg ſich indes auch immer an den im 
unmittelbaren Grenzgebiet liegenden Ländern ausgewirkt haben mag, 
ſo hat ſich doch ein ſtetiger Lebensmut in der ſüdweſtdeutſchen Grenz⸗ 
mark ſieghaft durchgeſetzt. Mögen ſich die Schatten wirtſchaftlich und 
kulturell härteſten Ringens noch jo ſchwer auf die Seele legen, fie 
werden wieder verſcheucht durch den zähen Willen des Sich⸗Behauptens. 
Vieles hat Baden durch die harte Hand des Siegers eingebüßt, 
geblieben aber ift ihm die Betriebſamkeit feines Volkes, die ime 
vergleichliche Schönheit ſeines Landes, das Tannenrauſchen auf dem 
Schwarzwald, die Romantik ſeiner Burgen und Schlöſſer. — Auch 
politiſch betrachtet, hat das Land im Innern eine ruhige Entwicklung 
erlebt. Am 21. März feierte Baden als eines der erſten der deutſchen 
Länder das zehnjährige Beſtehen feiner Verfaſſung, in deren erſtem 
Artikel der Wille f 
der Zugehörigkeit 
und Schickſalsver⸗ 
bundenheit mit dem 
Reihe zum Aus⸗ 
druck gebracht iſt. 
„Baden iſt eine de⸗ 
mokratiſche Republik 
und bildet als ſelbſt⸗ 
ſtändiger Bundes⸗ 
ſtaat einen Beſtand⸗ 
teil des Deutſchen 
Reiches.” Beſtand⸗ 
teil des Reiches zuſein 
aber bedeutet für die 
ſüdweſtliche Grenz⸗ 
mark Baden politi⸗ 

ſchen, wirtſchaft⸗ 
lichen und kulturel⸗ 
len Vorpoſtendienſt! 


Mummelſee, Schwarzwald 


Badener Heimattag Karlsruhe 1930. 


Unter dem Ehrenpräfidium des Badifchen Staatspräfidenten 
ſteht die großartige heimatkulturelle Deranftaltung, die der Landes⸗ 
verein „Badiſche Heimat“ e. U., Sitz Freiburg i. Br., zuſammen 
mit der Stadtverwaltung Karlsruhe, dem Badiſchen Verkehrs- 
verband und dem Verkehrsverein Karlsruhe im Monat Juli des 

z Jahres 1930 unter: 
nimmt. Eine Heimat: 
ale zu 
er fämtliche Badener 
Vereine des Jn- und 

Auslandes ſowie 
andere deutſche lands · 

mannſchaftliche 
Vereine und Einzel. 
perſonen eingeladen 
worden find, eine ein ⸗ 
drucksvolle Wieder⸗ 
ſehensfeier mit vier⸗ 
tägigem Aufenthalt 
in Karlsruhe als 
Mittelpunkt vom 4. 
bis 7. Juli, ein Er⸗ 
eignis alfo, das ful- 
turell und ethiſch weit» 
gehende Beachtun 
verdient. Deshal 
haben ſich auch die 
rößten Badener 
ereine von Deutſch⸗ 
land, ſo die in Berlin, 
Saarbrücken, Dresden, 
Mainz und Frankfurt 
wie auch die zu einem 
Bund zuſammenge⸗ 
ſchloſſenen lands» 
mannſchaftlichen Der- 
eine von Württem⸗ 
berg für den Ge 
danken erwärmt und ftellen ſich mit an die Spitze der Wer⸗ 
bung. Eine beſonders herzliche Aufnahme findet der Plan in 
den Vereinigten Staaten von Nordamerika, wo die größten deutſch⸗ 
ſprachigen Tageszeitungen wiederholt auf die Veranſtaltung hin- 
gewieſen haben und zu einer Deutſchlandreiſe und zum Beſuche 


Nathaus 


der alten Heimat in jenen Tagen auffordern. Bereits liegen An⸗ 

meldungen vor, und man darf erwarten, daß der „Badener Heimat- 

tag Karlsruhe 1950“ ein voller Erfolg wird. Im großen und 

ganzen ſteht das Programm feſt, am Freitag, dem 4. Juli 1950, 

wird ein Feſtakt die feierliche Eröffnung bilden, worauf an dieſem 

Tage ein Kongreß der badiſchen Geiſtesgrößen mit 

intereſſanten Vorträgen aus allen Gebieten der wiſſenſchaft, der Kunſt 

und Technik ſtattfindet. Für den Sonntagsabend ift ein großer 

Heimatabend vorgefehen mit einem Trachtentreffen und Zu- 

ziehung von Milizen, der Sonntag bringt ein eigenartiges Stadt⸗ 

gartenfeſt, am Abend öffnet das Badiſche Landestheater feine 

Pforten zu einer Feſtvorſtellung, den Ausklang bildet die 

Aufführung eines bedeutenden Chorwerkeées, hieran 
ſchließen ſich Beſuche und Beſichtigungen der Stadt und ihrer Um⸗ 

gebung. Zwei Ausſtellungen von Format — eine auserleſene 

Kunſtausſtellung und die Ausſtellung „Deutſchtum — im beſon⸗ 

deren Badener — im Auslande“ bieten außerdem wertvolle Be⸗ 

reicherung des Programms. An den Aufenthalt in Karlsruhe 
ſchließen ſich Beſuche aller bedeutenden und intereſſanten Städte 

und Orte von Baden an ſowie Reiſen und Wanderungen 

in den badiſchen ; 
Schwarzwald, 
Ausflüge in die 
Pfalz, Reiſen in 
die oberbayerifchen 
Alpen, in die 
Schweiz u. a. m. 
Hierfür bereitet die 
Geſchäftsſtelle des 
„Badener Heimat- 
tages Karlsruhe 
1950“, Karlsruhe, 
Karl» $riedrich - Str. 
10, genaue und ins 
einzelne gehende 
Programme und 
Dorſchläge aus, ſie 
wird überdies noch 
in dieſem Jahre 
ein Programmheft 
herausgeben, das 
in alle Welt ver⸗ 
ſandt wird. 


Karlsruhe, Schloß 


(Schluß des redaktionellen Teils.) 
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Friedrichroda. 


Unter all den Kurorten und Sommerfriſchen des Thüringer Waldes, 
die zur bevorſtehenden Reiſezeit den entnervten Einwohnern der 
Großſtadt Ruhe und Erholung anbieten, ſteht Friedrichroda an 
der Spitze. Mit Stolz und Recht nennt es ſich das grüne Herz 
des Thüringer Waldes. Es vereinigt ſowohl in ſeiner Umgebung als 
auch in ſeiner Beſtimmung als vorübergehende Wohnſtätte alle 
Vorzüge, die der Er». 
holungsbedürftige 
erwartet. Die reine, 
friſche Luft ſeiner 
rauſchenden Wälder 
ſtärkt mit wunder⸗ 
barer Hraft den 
Herzkranken und 
den unter Stoff⸗ 
wechſelbeſchwerden 
Leidenden. Die 
Ruhe der Um⸗ 
gebung und die 
zahlreichen, am 
Walde gelegenen 
remdenheime mit 
ihren ſchattigenGär⸗ 
ten, fern allem 
Autoverkehr, brin- 
en dem Nerven: 
ranken wohltuende 
Erholung. Swei 
größere Sanatorien 
laſſen ihren Pa⸗ 
tienten die nur 
möglichſte Pflege 
und individuelle Be- 8 - 
handlung zukommen. Ein ausgedehntes Wegenetz von 90 km 
befindet ſich in Pflege der Kurverwaltung, und ſowohl der Freund 
von Tagestouren bei erheblichen Steigungen als auch der, der 
ebene Promenadenwege im Schatten des Waldes liebt, findet, was 
er ſucht. Durch geſellige Deranftaltungen ſorgt eine rührige Kur- 
verwaltung reichlich für die, die neben Erholung Wert auf entſprechende 
Serſtreuung legen. Konzerte der Kurfapelle werden morgens, nach- 


Vereinigte 
Krankenversicherungs- 
Aktiengesellschaft 


(vorm. Gedevag, Kosmos u. Selbsthilfe) 


Aktienkapital 5 Millionen RM. 
Reserven über 4 Millionen RM. 
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Krankenversicherung mit 
Gewinnbeteiligung! 
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Vollständig freie Arztwahl! 

Kein Krankenschein und keine Krankmeldung! 

Keine ärztliche Untersuchung bei derAufnahmel! 

Hohe Leistungen bei Arzt-, Arznei-, Operations- 
und Krankenhauskosten! 

Zahnbehandlung und Zahnersatz! 


Wochenhilfe! Hohes Sterbegeld! 
Bei Unfall sofort Anspruch auf die Leistungen! 


Verlangen Sie kostenlos und ohne jede Ver- 
bindlichkeit Prospekt und Aufnahmeschein durch 


OTTO MACK, Berlin 017 
Am Ostbahnhof 12 


246 


mittags und abends abgehalten. Tanzunterhaltungen und Reunions, 
ſowie Unterhaltungsabende mit Derpflichtung erſtklaſſiger Kräfte 
bieten neben dem neuzeitlich ausgeſtatteten Kurhaus auch andere 
Hotels am Platze. Sporttreibende finden ihren Wünſchen Rechnung 
getragen durch Bereitſtellung zeitgemäßer Tennisanlagen, eines 
Schwimmbades, das durch Erneuerungen vervollkommnet werden 

wird, und eines 
Sportplatzes, der erſt 
im vorigen Jahre 
nach allen Anfor- 
derungen unſerer 
Zeit mit bedeuten ⸗ 
den Mitteln fertig- 
geſtellt wurde. Be⸗ 
ſonders hingewie⸗ 
ſen ſei auf die 
außerordentlich gün⸗ 
ſtige Anſchlußver⸗ 
bindung, die Frie⸗ 
drichroda von der 
Hauptſtrecke — ſo⸗ 
wohl in Gotha als 
auch in Fröttſtädt — 
hat. Neben vorteil ; 
hafter Bahnverbin⸗ 
dung verkehrt ab 
Gotha eine Auto- 
buslinie ebenfalls 
mit Anſchluß an 
die Haupt⸗D-Füge. 
Außerdem wird die 
a Vovꝛorausſichtlich am 
5 I. Mai erfolgende 
Inbetriebnahme der Elektriſchen Thüringer Waldbahn mit ebenfalls 
direkter Verbindung eine Wartezeit überhaupt erübrigen, ſo daß 
ein idealerer Zuganſchluß kaum gedacht werden kann. Friedrichroda 
iſt auch in dieſem Jahre bereit, ſeine Gäſte zu empfangen und 
wird ihnen angenehme Ferien⸗ und Erholungswochen gern bereiten. 
Auskünfte erteilt jedes Verkehrsbüro, aber auch die Kurverwaltung 
bereitwilligſt. 
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preisen. Jedes Bett wird nach Wahl der Bettfedern und Stoffe für 
jeden Kunden besonders angefertigt. 


Keine billig., minderwert. Nahnahmebetten 


1. j unden in über 10 000 Städten u. en Deutschlands 
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kann jeder 
selbst aufstel- 
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ten u. Klappen 
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Ersatzteile, für 
alle Pumpen 
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Illustrierte Preisliste gratis. 
A. Schepmann, Pumpen- 
fabrik, Berlin N 300, Chaus- 
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‚Diese 6teilige Schreib- 
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von Hans Ostwald 


Dies ist das einzige Buch über mich und meinen Werdegang, an dem ich selbst mitgearbeitet habe. 
es zu einem ganz niedrigen Preise heraus, so daß es jeder kaufen kann. 
zum Herzen des deutschen Volkes fände. 
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schriftenverlages G. m. b. H., Berlin SW 48, Friedrichstr. 240/41, Abteilung H, Bergmann 3850 „Das 
Zillebuch“ zum Preise von RM. 4,80 — gegen Monatsraten & 
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Heimaddienst-Leser: 
Deckt den Photobedarf beim „Deutschen Lichtbild-Dienst“! 


Photo- Photobedarf 
apparate Photo- 
Photo-Alben arbeiten 


3 3 8 ialka 2 mit A tig- 
Wir offerieren Ihnen mut 1. Spezlaikamera 0x 12 mit Anastig- 


dieselbe Kamera in Ibsor-Verschluß 


dieselbe Kamera mit Anastigmat 1:45 . 
Schülerkamera.. . 2 2 2 2 0% 6,—; 7,50; 12,50; 15,— 16,— „ 
Prospekte anfordern! 


H H außerdem sämtliche Markenapparate: Agfa 
Wir liefern Ihnen Zeiß-Ikon, Voigtländer usw. zu Orig.-Preisen. 


Prospekte kostenlos! 


Wir empfehlen Ihnen Fiotovedart Preistiate ante dern i 


Von 20,— Mark an spesenfrei; auf Wunsch Zahlungserleichterung. 
Urteile unserer „Heimatdienst“-Kunden: 


Vorweg sei gleich gesagt, daß die Weekendkamera vollste Zufrieden- 
heit erweckt; beide Apparate sind auf ihre Leistungsfähigkeit gründlich 
geprüft worden, und da hat vor allem die Schulkamera Bewunderung 
erregt ob ihrer unvergleichlichen Arbeit und ihres niedrigen Preises; 
auch die Weekend IV erfüllt vollkommen alle Erwartungen. Ich kann 
Ihnen daher für die gute Bedienung aus vollster Ueberzeugung nur 
bestens danken. Rektor K. Z., Castrop-Rauxel. 

Die letzte Sendung habe ich erhalten, und ich bin mit dem geliefer- 
ten Apparat und Zubehör sehr zufrieden. Bitte senden Sie mir sofort eine 
D. L. D. Weekend-Kamera 4 und folgendes Zubehör. E. T., Reichenbach. 

.. Ich bemerke, daß ich durch Sie schneller und prompter von dem 
350 km entfernten Berlin aus bedient worden bin als von der 30 km von hier 
entfernten Großstadt Bremen K. D., Klein-Köhren (Bez. Bremen). 


Ich kann nur nochmals betonen, daß ich mit den von Ihnen gelieferten 
Spezialplatten, Entwickler usw. sehr zufrieden bin und bei Bedarf stets 
darauf zurückkommen werde P. L., Tungendorf. 
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Der Verlag bringt 
Ich wünschte, daß dieses Buch den Weg 
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— der ganze Betrag — die 
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a n ebof ah meinentrtahrungon als Geisticher an krankon- 


Velour- 
Teppiche § Teppiche 8 Teppiche 
ca. 140x200 RM 31 ca. 140x200. RM 31 


175x250 19 ca. 140x200 RM 38 


betten und als ehem. Sanitäter muß ich sagen, 
andere Kuren konnten bei den Kranken nicht den 
erhofften Erfolg haben. Was 20—30 Jhr. gefehlt 


Verstopfte! 


» 175x250 4 2 worden, wird nicht durch Radikalmittel in 4 Wochen 
„ 200x300 „ 68 5 200x300 „ 61 s 2 2 Ve rs tein te ! gesühnt. Machen Sie sich einmal klar: Der Mensch ist 
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Verkalkte! 
Entnervte! 
Verfettete! 


Gicht! Rheuma! 


Bruchkranke! 


Muskelneubildung! 
Kein Bruchband mehr! 


im Körper verwertet, käme keine Krankheit. Nun 
bleiben aber die Giftstoffe zurück, die durch Aus- 
scheidung nicht abgingen. Das ist die Grundlage für 
Krankheiten aller Art. Die Kur des B.-Verlages aber 
greift diese Grundlage direktan. Also ist der Erfolg 
sicher. Ich kenne so ziemlich alle Kuren. Keine aber 
ist, wenn richtig angewendet, so durchgreifend, wie 
die des B.-Verlages. Ich bin ihm selbst zu groß. Dank 
verpflichtet u. kann Ihnen mit gutem Gewissen 
hier zur Kur raten. (Aus einem Brief an einen 
Kranken.) Pfarrer P., Breslau. Empfohlen 
von vielen Artzten! — Dauer-Erfolg! Prospekte 
ausnahmsweise kostenlos an Leser des „Heimat- 
dienst“. Brüder-Kuren in Werder/Potsdam 
Nr. 1028, Kesselberg 34. 
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Läufer. Vorlagen u. Teppiche Divandecken von „ 17.— an 
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Bei Barzahlung 7% Kasse-Rabatt auf Originalpreise, 
ausgenommen Linoleum- und Marken- Artikel 


Unikork=, Granit=, Jaspe= 
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LINOLEUM 


Stragula, Druck und Inlaid 


Gedenkbuch der Reichsregierung 
zum 10. Berfallungsfag am 11. Hugulf 1929 
mit Geleitworten von Reichspräfident von Hindenburg und Reichskanzler Herm. Müller 


Die Reichsregierung hat zu dieſem Tag ein Gedenkbuch heraus- 
gegeben, das über den Anlaß hinaus dauernden Wert behalten wird. 
Es ſtellt die Neuſchöpfung des Reiches in den großen Nhythmus der 
deutſchen Geſchichte, es läßt die Stimmen der Vergangenheit ſprechen, 
einen vielſtimmigen Chor deutſchen Geiſtes und deuͤtſchen Glaubens — 
in Zeugniſſen und Zeugen des neunzehnten Jahrhunderts und unſerer 
Gegenwart tritt uns das Wachſen des politiſchen Geiſtes der deutſchen 
Nation entgegen, in mancherlei Abtönung, wie es der Vielfalt deutſchen 
Weſens ie eine Abfolge von Stolz und Klage, von Mahnung 
und Zuverſicht — aus Briefen, Reden, Schriften, Gedichten, Doku- 
menten ſind charakteriſtiſche Proben ausgewählt. Eine knappe Einleitung 


Das Erwachen der Nation 1807—1815 
J. G. Fichte, Heinrich von Kleiſt, Freiherr vom Stein, Hardenberg, 
Scharnhorſt, Gneiſenau, Blücher, Ernſt Moritz Arndt, Görres. 

Erwartung und Enttäuſchung 1815—1840 
Ludwig Uhland, Das Wartburgfeſt, Der Untertanen Pflicht, Dema- 
gogenverfolgung, Hegel, Goethe, Paul Pfizer, Das Hambacher Feſt, 
C. von Rotted, Die Göttinger Sieben. 

Vormärz 1840—1848 
Seorg Gerwegh, Hoffmann von Fallersleben, Friedrich Liſt, Ferdinand 
Freiligrath, Der „vereinigte Landtag“, Die babiſchen Liberalen. 

Das Jahr der Paulskirche 1848—1849 
Die Heidelberger Verſammlung, Die Paulskirche, Die Männer der 
deutſchen Nationalverſammlung, Heinrich von Gagern, Huldigung für 
Arndt, Ludwig Uhland, Friedrich Ludwig Jahn, Jacob Grimm, Karl 


Welcker, Robert Blum, Jacob Venedey, Hermann v. Beckerath, Karl 


Hagen, Gabriel Rieſſer, Um das Oberhaupt des Reiches, Das Ende, 
Karl Schurz. 
Die Wege zur Einheit 1850—1870 
Preußens „Unionspolitit“, Ferdinand Laſſalle, Der Deutfche National- 
verein, Heinrich von Treitſchke, Die Idee der „Trias“, Frhr. v. Ketteler, 
Bismarck, Das Zollparlament. 
Im Kaiſerreich 1871—1914 
Der erſte Deutſche Reichstag, Paul de Lagarde, Bismarcks Friedens- 
politik, Der „Nembrandt-Deutſche“, Caprivi, Bismarck nach der Ent- 


gibt ben einzelnen Stücken die geſchichtliche Stelle, die klärende Auf- 
hellung über Perſönlichkeiten, über Zeitlage. 

So iſt das. Buch eine Wanderung durch die Quellengebiete der 
nationalen und freiheitlichen Idee, wie das deutſche Schrifttum ſie in 
peper Lebendigkeit und umfaſſenden Wahl noch nicht beſitzt. 

eiträge, die dieſem großen geſchichtlichen Gemälde aus der Feder 
führender Politiker der deutſchen Gegenwart angefügt werden, nehmen 
das gegebene Thema auf: keine Zagespolitit, ſondern die geiſtigen 
Kernfragen, denen ſich das deutſche Volk heute gegenübergeſtellt ſieht, 
werden behandelt; auch hier die Vielſtimmigkeit zu einem Grundton 
zuſammengeſtimmt. & 


laffung, Max Weber, Hohenlohe, Rudolf von Bennigſen, Auguſt Bebel, 
Hans Delbrück, Friedrich Naumann, Bülow. 
Weltkrieg, Sturz und Rettung 1914—1919 
Gerhart Hauptmann, Ludwig Frank, Karl Broeger, Th. von Bethmann 
Hollweg, Richard Dehmel, Opfergang, Dokumente aus dem November 1918, 
Der Feldmarſchall an den Volksbeauftragten, Hugo Preuß, Ebert wird 
Reichspräſident, Conrad Haußmann, Treue zur Heimat, Walther Rathenau, 
Die Nationalhymne, Hindenburg übernimmt die Reichspräſidentenſchaft. 
Aufbau und Ausbau 

Das Schickſal der deutſchen Staatlichkeit v. 3. O. Bredt. 
und Entſtehung der Grundrechte in der Reichsverfaſſung von 
Weimar“ v. Konrad Beyerle, „Per OSeutſche Weg“ v. Guftav 
Streſemann, „Arbeiterſchaft und Staat“ v. Karl Severing, 
„Die Weimarer Verfaſſung als Grundlage Deutſchen Frauen- 
lebens“ v. Gertrud Bäumer, „Jugend und Staat“ v. Heinrich 
Krone, „Reich und Wehr“ v. Walther Reinhardt, „Von 
Verſailles zur Freiheit“ v. Werner Frhr. v. Rhein baben, „Oer 
Tatwille der Nationalen Selbſtbehauptung“ v. Wilhelm Frhr. v. Gayl, 
„Oſterreichs Recht und die Weimarer Nationalverſammlung“ v. Paul 
Lö be, „Oſterreich und Oeutſchland“ v. Michael Hainiſch, „Sinn und 
Sendung des Ausland-Seutſchtums“ v. Georg Schreiber, „Das 
Deutſchtum außerhalb des Deutſchen Reiches während der letzten 
10 Jahre“ v. Abgeordneten Rudolf Brandſch, „Die Volksſtämme der 
Deutſchen“ v. Willy Hellpach, „Heimat — Deutſchland — . Welt“ 


„Weſen 


v. Walter von Molo, „Ebert und Hindenburg“ v. Theodor Heuk. 


Die Schrift umfaßt 220 Oruckſeiten, 25 Bildköpfe führender Deutfcher aus 100 Jahren deutſcher Geſchichte nach künſtleriſchen Original- 
zeichnungen, 40 Einſchaltblätter auf Kunſtdruckpapier mit etwa 100 Abbildungen nach Dokumenten, Gemälden, Akten uſw. aus der Geſchichte 


und Gegenwart des deutſchen Volkes. 


Es ift ein Stück Anſchauungsunterricht, der hier erteilt wird; aus den Schätzen des Reichsarchivs werden 


wertvolle Stücke zum erſtenmal veröffentlicht. Für den geſchichtlichen und ſtaatsbürgerlichen Unterricht wird dieſes Quellenbuch einen einzigartigen 
Wert beſitzen, darüber hinaus jedem Deutſchen lebendigſte Anregung geben, der den Gang des geſchichtlichen Werdens in der Nähe verſpüren will. 


Vorzugspreis: 
. Hier 


Bejtellfchein: Hiermit beftelle ig Stück 


(Zentralverlag G. m. b. H.) geht mit Beſtellung ab. 


deutlich ſchreiben! 


Die Halbleinenausgabe koſtet 4,50. 


Bei Vorausbeſtellung bis 30. Juli ſind wir bereit für die Mitarbeiter und 
Vertrauensleute der „Reichszentrale für Heimatdienſt“ einen Vorzugspreis von 3,00 RM. zu gewähren. 


abtrennen: 


An die Neichszentrale für Heimatdienſt, Berlin W35 


Exemplare „Deutſche Einheit — Deutſche Freiheit“ zum 


Vorzugspreis von 3.— RM. zuzügl. Porto und Verpackung (0,50). Die Zuſendung (durch den Zentralſchriften- 
vertrieb, Abt. vom Zentralverlag G. m. b. H. Berlin W 35) foll mit Nachnahme erfolgen — Zahlung auf Poſtſcheck 78 995 Berlin 
Lieferung nach Eingang der Beſtellung vom 20. Juli ab. 
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